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Art.: 126

Botschaft des Heiligen Vaters zur Feier des 
53. Weltfriedenstages am 1. Januar 2020 

Der Frieden als Weg der Hoffnung: Dialog, Versöh-
nung und Ökologische Umkehr 
1.	Der Frieden als Weg der Hoffnung angesichts der 

Hindernisse und der Prüfungen

Der Frieden ist ein kostbares Gut, er ist Gegenstand 
unserer Hoffnung, nach dem die ganze Menschheit 
strebt. Auf den Frieden zu hoffen ist eine menschliche 
Haltung, die eine existentielle Spannung beinhaltet, 
weshalb auch eine zuweilen mühsame Gegenwart 
„gelebt und angenommen werden [kann], wenn sie 
auf ein Ziel zuführt und wenn wir dieses Ziels  gewiss 
sein können; wenn dies Ziel so groß ist, dass es die 
Anstrengung des Weges  rechtfertigt“ 1 Auf diese Wei-

Ihnen, Ihren Angehörigen  
und allen Menschen, die Ihnen nahestehen  

wünsche ich  
ein gnadenreiches Weihnachtsfest  

und ein gesegnetes Jahr 2020
† Dr. Stefan Heße 

Erzbischof

1 Benedikt XVI., Enzyklika Spe salvi (30. November 2007), I.
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se ist die Hoffnung die Tugend, die uns aufbrechen 
lässt, die uns die Flügel verleiht, um weiterzugehen, 
selbst dann, wenn die Hindernisse unüberwindlich 
scheinen.
Unsere menschliche Gemeinschaft trägt im Gedächt-
nis und am eigenen Fleisch die Zeichen der Kriege 
und Konflikte, die mit wachsender Zerstörungskraft 
aufeinander gefolgt sind und die nicht aufhören, vor 
allem die Ärmsten und die Schwächsten zu treffen. 
Selbst ganze Nationen haben Mühe, sich von den 
Fesseln der Ausbeutung und der Korruption zu be-
freien, welche Hass und Gewalt schüren. Auch heute 
noch bleiben vielen Männern und Frauen, Kindern 
und alten Menschen die Würde, die physische Un-
versehrtheit, die Freiheit einschließlich der Religi-
onsfreiheit, die gemeinschaftliche Solidarität und 
die Hoffnung auf Zukunft versagt. Viele unschuldige 
Opfer müssen die Qual der Demütigung und des 
Ausgeschlossenseins, der Trauer und der Ungerech-
tigkeit ertragen, wenn nicht sogar Traumata, die von 
der systematischen Feindseligkeit gegen ihr Volk und 
ihre Angehörigen herrühren.
Die schrecklichen Prüfungen nationaler und interna-
tionaler Konflikte, die oftmals durch erbarmungslose 
Gewalt verschlimmert werden, zeichnen Leib und 
Seele der Menschheit auf lange Zeit. Denn jeder Krieg 
entpuppt sich in Wirklichkeit als Brudermord, der 
das Projekt der Brüderlichkeit selbst zerstört, das der 
Berufung der Menschheitsfamilie eingeschrieben ist.
Der Krieg beginnt, wie wir wissen, häufig mit einer 
Unduldsamkeit gegen die Verschiedenartigkeit des 
anderen, die das Verlangen nach Besitz und den 
Willen zur Vorherrschaft schürt. Sie entsteht im 
Herzen des Menschen aus Egoismus und Stolz sowie  
aus dem Hass, der dazu verleitet, zu zerstören, den 
anderen allein negativ zu sehen, ihn auszuschließen 
oder auszulöschen. Der Krieg speist sich aus einer 
Verkehrung der Beziehungen, aus hegemonialen 
Ambitionen, aus Machtmissbrauch, aus der Angst vor 
dem  anderen und vor der Verschiedenartigkeit, die 
für ein Hindernis gehalten wird; und zugleich nährt 
der Krieg dies alles.
Während meiner jüngsten Reise nach Japan hatte 
ich Gelegenheit, auf den offenbaren Widerspruch 
hinzuweisen, dass „unsere Welt in der abartigen Di-
chotomie lebt], Stabilität und Frieden auf der Basis 
einer falschen, von einer Logik der Angst und des 
Misstrauens gestützten Sicherheit verteidigen und 
sichern zu wollen. Am Ende vergiftet sie die Bezie-
hungen zwischen den Völkern und verhindert jeden 
möglichen Dialog. Der Frieden und die internationale 
Stabilität sind unvereinbar mit jedwedem Versuch, sie 
auf der Angst gegenseitiger Zerstörung oder auf der 
Bedrohung einer gänzlichen Auslöschung aufzubau-
en; sie sind nur möglich im Anschluss an eine globale 

Ethik der Solidarität und Zusammenarbeit  im Dienst 
an einer Zukunft, die von der Interdependenz und 
Mitverantwortlichkeit innerhalb der ganzen Mensch-
heitsfamilie von heute und morgen gestaltet wird.“ 2

Jede Bedrohung nährt das Misstrauen und fordert 
den Rückzug auf die eigene Position. Misstrauen 
und Angst erhöhen die Brüchigkeit der Beziehungen 
und das Risiko der Gewalt; es handelt sich um einen 
Teufelskreis, der niemals zu einem Verhältnis des 
Friedens wird führen können. In diesem Sinne kann 
auch die nukleare Abschreckung nur eine trügerische 
Sicherheit schaffen.
Daher dürfen wir uns nicht einbilden, dass wir die 
Stabilität in der Welt durch die Angst vor der Ver-
nichtung aufrechterhalten können; ein solches höchst 
instabiles Gleichgewicht steht am Rande des nuklearen 
Abgrunds und ist in den Mauern der Gleichgültigkeit 
eingeschlossen, wo man sozioökonomische Entschei-
dungen trifft, die dazu führen, dass Mensch und 
Schöpfung dramatisch herabgewürdigt werden, anstatt 
dass man einander behütet.3 Wie also kann man einen 
Weg des Friedens und der gegenseitigen Anerkennung 
aufbauen? Wie die krankhafte Logik von Drohung und 
Angst durchbrechen? Wie die derzeit vorherrschende 
Dynamik des Misstrauens unterbinden?
Wir müssen eine echte Brüderlichkeit anstreben, die 
auf unserem gemeinsamen Ursprung in
Gott gründet und im Dialog und im gegenseitigen 
Vertrauen gelebt wird.  Der Wunsch nach Frieden ist 
tief in das Herz des Menschen eingeschrieben, und 
wir dürfen uns mit nichts  Geringerem als diesem 
abfinden.
2.	Der Frieden als Weg des Zuhörens auf der Grund-

lage der Erinnerung, der Solidarität  und der Brü-
derlichkeit

Die Hibakusha die Überlebenden der Atombom-
benangriffe von Hiroshima und Nagasaki, zählen 
zu denen, die das kollektive Bewusstsein lebendig 
erhalten. Sie bezeugen nämlich den nachfolgenden 
Generationen das schreckliche Geschehen vom Au-
gust 1945 und die  unsäglichen Leiden, die bis heute 
daraus erwachsen sind. Auf diese Weise ruft ihr Zeug-
nis  das Gedächtnis an die Opfer wach und bewahrt 
es, damit das menschliche Gewissen immer  stärker 
werde gegenüber jedem Willen zur Vorherrschaft und 
zur Zerstörung: „Deshalb dürfen  wir nicht zulassen, 
dass die gegenwärtigen und künftigen Generationen 
die Erinnerung an das Geschehene verlieren; jene 
Erinnerung, die Garantie und Ansporn ist, um eine 
gerechtere und brüderlichere Welt zu erbauen.“ 4

Wie sie erbringen viele Menschen in allen Teilen der 
Welt den künftigen Generationen den unabdingbaren 
Dienst des Gedächtnisses. Dieses muss nicht nur 
deswegen bewahrt werden, damit die gleichen Fehler 

2 Botschaft über Atomwaffen, Nagasaki,  Atomic Bomb Hypocenter  Park, 24. 
November 2019.
3 Vgl. Predigt in Lampedusa, 8. Juli 2013
4 Friedensansprache, Hiroshima, Friedensdenkmal, 24. November 2019
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nicht wieder begangen werden oder die trügerischen 
Denkweisen der Vergangenheit erneut salonfähig 
werden, sondern auch deshalb, damit es als Frucht der  
Erfahrung für die gegenwärtigen und zukünftigen 
Friedensentscheidungen den Grund bilden und die 
Richtung vorgeben möge.
Darüber hinaus ist das Gedächtnis der Horizont der 
Hoffnung: Oftmals kann im Dunkel der Kriege und 
der Konflikte die Erinnerung auch an eine kleine Ge-
ste der Solidarität, die man empfangen hat, zu mutigen 
und sogar heroischen Entscheidungen anregen, sie 
kann neue Energien in Bewegung setzen und neue 
Hoffnung in den Einzelnen und den Gemeinschaften 
entzünden.
Einen Weg des Friedens zu eröffnen und festzulegen 
ist eine Herausforderung, die umso komplexer ist, je 
zahlreicher und widersprüchlicher die Interessen sind, 
die bei Beziehungen zwischen Personen, Gemeinschaf-
ten und Nationen im Spiel sind. Es tut vor allem not, an 
das moralische Gewissen und an den persönlichen und 
politischen Willen zu appellieren. Den  Frieden erlangt 
man nämlich in der Tiefe des menschlichen Herzens 
und der politische Wille  muss immer wieder gestärkt 
werden, um neue Prozesse zu eröffnen, die Personen 
und   Gemeinschaften versöhnen und vereinen.
Die Welt braucht keine leeren Worte, sondern glaub-
würdige Zeugen, „Handwerker des Friedens", die 
offen für den Dialog sind, ohne dabei jemanden aus-
zuschließen oder zu manipulieren. In der Tat kann 
man nicht wirklich zum Frieden gelangen, wenn es 
keinen überzeugten Dialog von Männern und Frauen 
gibt, die über die verschiedenen Ideologien und Mei-
nungen hinaus nach der Wahrheit suchen. Der Frieden 
ist eine „immer wieder neu zu erfüllende Aufgabe“ 5, 
ein Weg, den wir gemeinsam gehen, indem wir auf das 
Gemeinwohl bedacht sind und uns dafür einsetzen, 
das gegebene Wort zu halten und das Recht zu achten. 
Im gegenseitigen Zuhören können auch die Kenntnis 
und die Wertschätzung des anderen  so sehr wachsen, 
dass man im Feind das Antlitz eines Bruders erkennt.
Der Friedensprozess ist also eine Aufgabe,  die Zeit 
braucht. Er ist eine geduldige Arbeit der Suche nach 
Wahrheit und Gerechtigkeit, die das Gedächtnis an 
die Opfer ehrt und schrittweise eine gemeinsame 
Hoffnung eröffnet, die stärker ist als die Rache. In 
einem Rechtsstaat kann die Demokratie ein bedeu-
tendes Paradigma dieses Prozesses sein, wenn sie auf 
Gerechtigkeit und auf dem Einsatz für den Schutz der 
Rechte aller in der beständigen Suche nach Wahrheit 
gründet, insbesondere, wenn sie schwach oder ausge-
grenzt sind.6 Es geht um den sozialen Aufbau und um 
eine wachsende Ausgestaltung, in der jeder  verant-
wortlich seinen Beitrag auf allen Ebenen der lokalen, 
nationalen und weltweiten Gemeinschaft beisteuert.
So hob der heilige Paul VI. hervor: „Das zweifache 

Bestreben nach Erlangung der Gleichheit  und Mit-
verantwortung hängt aber mit der Förderung eines 
demokratischen Gesellschaftsstils zusammen. [...] 
Damit ist die Bedeutung jener Institution für das 
gesellschaftliche Leben genannt, durch die nicht nur 
die Kenntnis der persönlichen Rechte weitergegeben, 
sondern auch das ins Gedächtnis zurückgerufen wird, 
was mit ihnen notwendig zusammenhängt: die Aner-
kennung der Pflichten, zu denen der eine dem anderen 
gegenüber gehalten ist. Bewusstsein und Wahrneh-
mung der damit verbundenen Aufgabe aber hängen 
vor allem wieder von der persönlichen Einstellung, 
von der geistigen Selbstzucht, von der Übernahme 
von Verantwortung und von der Einwilligung in 
Reglements ab, durch die sowohl für den  Einzelnen 
als auch für einzelne Gruppen bestimmte Freiheits-
grenzen festgelegt werden.“ 7

Im Gegenteil, der Bruch zwischen den Mitgliedern 
einer Gesellschaft, die Zunahme sozialer Ungleichheit 
und die Ablehnung, die Mittel für eine ganzheitliche 
menschliche Entwicklung zu gebrauchen, gefährden 
die Verwirklichung des Gemeinwohls. Die gedul-
dige Arbeit  hingegen, die auf der Kraft des Wortes 
und der Wahrheit gründet, kann in den Personen 
die Fähigkeit zu Mitleid und kreativer Solidarität 
wiedererwecken. In unserer christlichen  Erfahrung 
haben wir stets Christus vor Augen, der sein Leben 
zu unserer Versöhnung hingegeben hat (vgl. Röm 
5,6-11). Die Kirche nimmt an der Suche nach einer 
gerechten  Ordnung auf umfassende Weise teil,  indem 
sie dem Gemeinwohl dient und durch die Weitergabe 
der christlichen Werte, durch moralische Unterwei-
sung und ihr soziales und erzieherisches Wirken die 
Hoffnung auf Frieden nährt.
3.	Der Frieden als Weg der Versöhnung in geschwis-

terlicher Gemeinschaft
Die Bibel ruft - besonders durch das Wort der Prophe-
ten  - die Gewissen und die Völker zum Bund Gottes 
mit den Menschen. Es geht darum, den Wunsch 
aufzugeben, über die anderen zu herrschen, und zu 
lernen, einander als Menschen, als Kinder Gottes, 
als Brüder und Schwestern anzusehen. Der andere 
darf niemals auf das reduziert werden, was er sagen 
oder  machen konnte, sondern muss im Hinblick auf 
die Verheißung, die er in sich trägt, geachtet  werden. 
Nur wenn der Weg der Achtung gewählt wird, kann 
man die Spirale der Rache  aufbrechen und den  Weg 
der Hoffnung beschreiten.
Hier leitet uns der Abschnitt aus dem Evangelium, der 
das folgende Gespräch zwischen Petrus  und Jesus  
wiedergibt: „Herr, wie oft muss ich meinem Bruder 
vergeben, wenn er gegen mich  sündigt? Bis zu sie-
benmal?" Jesus sagte zu ihm: „Ich sage dir nicht: Bis 
zu siebenmal, sondern bis zu siebzigmal siebenmal"“ 
(Mt 18,21-22). Dieser Weg der Versöhnung ruft uns 

5 Zweites Vatikanisches Konzil, Pastoralkonstitution Gaudium et spes. 78.
6 Vgl. Benedikt XVI.,Ansprache an die Mitglieder der italienischen christlichen 
Arbeiterverbände, 27. Januar 2006.

7 Apostolisches Schreiben Octogesima adveniens (14. Mai 1971), 24
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auf, tief in unserem Herzen die Kraft zur Vergebung 
zu finden sowie die Fähigkeit, uns als Brüder und 
Schwestern zu erkennen. Wenn wir in der Vergebung 
zu leben lernen, dann wächst unsere Fähigkeit, Frauen 
und Männer des Friedens zu werden.
Was für den Frieden im sozialen Bereich zutrifft,  
das stimmt auch im politischen und wirtschaftlichen 
Bereich, weil die Frage des Friedens alle Dimensionen 
des  gemeinschaftlichen Lebens durchdringt: Es wird 
nie einen wahren Frieden geben, wenn wir nicht in der 
Lage sind, ein gerechteres Wirtschaftssystem aufzu-
bauen. So schrieb vor zehn Jahren Benedikt  XVI.  in 
der Enzyklika Caritas in veritate: „Die Überwindung 
der  Unterentwicklung erfordert ein Eingreifen nicht 
nur zur Verbesserung der auf Gütertausch beruhenden 
Transaktionen, nicht nur im Bereich der Leistungen 
der öffentlichen Hilfseinrichtungen, sondern vor 
allem eine fortschreitende Offenheit auf weltweiter 
Ebene für wirtschaftliche Tätigkeiten, die sich durch 
einen Anteil von Unentgeltlichkeit und Gemeinschaft 
auszeichnen“ (Nr. 39).
4.	Der Frieden als Weg der ökologischen Umkehr
„Wenn ein falsches Verständnis unserer eigenen 
Grundsätze uns auch manchmal dazu geführt  hat, 
die schlechte Behandlung der Natur oder die despo-
tische Herrschaft des Menschen über die Schöpfung 
oder die Kriege, die Ungerechtigkeit und die Gewalt 
zu rechtfertigen, können wir Glaubenden erkennen, 
dass wir auf diese Weise dem Schatz an Weisheit, den 
wir  hätten  hüten müssen, untreu gewesen sind.“ 8 
Angesichts der Folgen unserer Feindseligkeit den 
anderen gegenüber und der Auswirkungen der  feh-
lenden Achtung für das gemeinsame Haus und der 
missbräuchlichen Ausbeutung der natürlichen Res-
sourcen - einzig als Mittel für schnellen Profit heute  
gesehen, ohne auf die Gemeinschaften vor Ort, das 
Gemeinwohl und die Natur zu achten - brauchen  wir 
eine ökologische Umkehr.
Die kürzlich stattgefundene Amazonien-Synode drängt  
uns, wieder neu zu einer friedlichen Beziehung zwi-
schen den Gemeinschaften und der Erde, zwischen 
der Gegenwart und dem Gedächtnis, zwischen Erfah-
rungen und Hoffnungen aufzurufen.
Dieser Weg der Versöhnung bedeutet auch, die Welt  
zu hören und zu betrachten, die uns von Gott ge-
schenkt wurde, damit wir sie zu unserem gemein-
samen Haus machen. Die natürlichen Ressourcen, die 
vielen Formen des Lebens und die Erde selbst wurden 
uns nämlich anvertraut, damit sie unter verantwort-
licher und tätiger Mitwirkung eines jeden auch für 
die künftigen Generationen „bearbeitet  und gehütet" 
würden  (vgl. Gen 2,15). Ferner brauchen wir einen 
Wandel der Überzeugungen und des Blicks,  der uns 
offener macht für die Begegnung mit dem anderen 
und für die Annahme des Geschenks der Schöpfung, 

die die Schönheit und Weisheit ihres Schöpfers wi-
derspiegelt.
Daraus entspringen insbesondere solide Beweggrün-
de und eine neue Art und Weise, wie wir das gemein-
same Haus bewohnen und in unserer  Verschiedenheit 
füreinander da sein sollen,  wie wir das empfangene 
und gemeinsame Leben führen und achten sollen, wie 
wir uns um   die Voraussetzungen und Modelle einer 
Gesellschaft, welche  die Blüte und den Verbleib des 
Lebens in der Zukunft sichern, kümmern sollen und 
wie wir das Gemeinwohl der ganzen Menschheitsfa-
milie fördern sollen
Die ökologische Umkehr, zu der wir aufrufen, führt 
uns also zu einem neuen  Blick auf das Leben. Da-
bei betrachten wir die Freigebigkeit des Schöpfers, 
der uns die Erde geschenkt hat und zur frohen Ge-
nügsamkeit des Teilens mahnt. Eine solche Umkehr 
ist ganzheitlich zu verstehen, als eine Veränderung 
unserer Beziehungen zu unseren Schwestern und Brü-
dern,  zu den anderen Lebewesen, zur Schöpfung in 
ihrer so reichen Vielfalt und zum Schöpfer, dem  Ur-
grund allen Lebens. Für Christen heißt dies, dass sie 
verlangt, „alles, was ihnen aus ihrer Begegnung mit 
Jesus Christus erwachsen ist, in ihren Beziehungen 
zu der Welt, die sie umgibt, zur Blüte zu bringen“.9

5.	Man erlangt  so viel, wie man erhofft10

Der Weg der Versöhnung erfordert Geduld und 
Vertrauen. Man erhält keinen Frieden, wenn man 
ihn nicht erhofft. Es geht vor allem darum, an die 
Möglichkeit des Friedens zu glauben, zu glauben, 
dass der andere ebenso wie wir Frieden braucht. Darin 
kann uns die Liebe Gottes  zu einem jeden von uns 
inspirieren, die eine befreiende, uneingeschränkte, 
unentgeltliche und unermüdliche Liebe ist.
Die Angst ist oft Quelle von Konflikten. Es ist daher 
wichtig, dass wir unsere menschliche Furcht überwin-
den und uns zugleich vor dem als bedürftige  Kinder 
erkennen, der uns wie der Vater des verlorenen Sohns 
liebt und erwartet (vgl. Lk 15,11-24). Di  Kultur der 
Begegnung zwischen Brüdern und Schwestern bricht 
mit der Kultur der Bedrohung. Sie macht aus jeder  
Begegnung eine Möglichkeit und eine Gabe der 
freigebigen Liebe Gottes. Sie leitet uns, die Grenzen 
unserer engen Horizonte zu überschreiten um immer 
bestrebt zu sein, die Brüderlichkeit aller Menschen 
als Söhne und Töchter des einen himmlischen Vaters 
zu leben.
Für die Jünger Christi wird dieser Weg auch vom 
Sakrament der Versöhnung getragen, das der Herr zur 
Vergebung der Sünden der Getauften geschenkt hat. 
Dieses Sakrament der Kirche, das die Menschen und 
Gemeinschaften erneuert, ruft dazu  auf, den Blick 
auf Jesus gerichtet zu halten, der „alles im Himmel 
und auf Erden“ versöhnt hat und „der Frieden gestif-
tet hat am Kreuz durch sein Blut“ (Kol I ,20). Dieses 

8 Enzyklika Laudato Si (24. Mai 2015), 200 9 Ebd, 217
10 Vgl.hl. Johannes vom Kreuz, die dunkle Nacht, II,21,8
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Sakrament verlangt zudem, jede Gewalt in Gedanken, 
Worten und Werken sowohl gegen den Nächsten als 
auch gegen die Schöpfung abzulegen. Die Gnade 
Gottes des Vaters wird als bedingungslose Liebe 
geschenkt. Wenn wir in Christus seine Vergebung 
empfangen haben, können wir uns auf  den Weg ma-
chen, um diese Vergebung den Männern und Frauen 
unserer Zeit anzubieten. Tag für Tag gibt uns der 
Heilige Geist Haltungen und Worte ein, damit wir zu 
„Handwerkern" der  Gerechtigkeit und des Friedens 
werden. Möge der Gott des Friedens uns segnen und 
uns zu Hilfe kommen. Möge Maria, die Mutter des 
Friedensfürsten und die Mutter aller Völker der  Erde, 
uns Schritt für Schritt  auf dem Weg der Versöhnung 
begleiten und unterstützen.
Möge jeder Mensch in dieser Welt ein friedliches Da-
sein finden und die Verheißung von Liebe und Leben, 
die er in sich trägt, vollkommen entfalten.
Aus dem Vatikan, am 8. Dezember 2019

FRANZlSKUS PP

Art.: 127

Rahmenordnung - Prävention gegen  
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen 

und schutz- oder hilfebedürftigen  
Erwachsenen im Bereich der  
Deutschen Bischofskonferenz

Präambel
Die Verantwortung für die Prävention gegen sexu-
alisierte Gewalt obliegt dem (Erz-)Bischof als Teil 
seiner Hirtensorge.
Die Prävention ist integraler Bestandteil der kirch-
lichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Ziel der 
katholischen Kirche und ihrer Caritas ist es, allen 
Kindern und Jugendlichen sowie schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen im Geiste des Evangeliums 
und auf der Basis des christlichen Menschenbildes 
einen sicheren Lern- und Lebensraum zu bieten. 
In diesem Lern- und Lebensraum müssen mensch-
liche und geistliche Entwicklung gefördert sowie 
Würde und Integrität geachtet werden. Dabei soll 
vor Gewalt, insbesondere vor sexualisierter Gewalt 
geschützt werden.
Auch psychische und physische Grenzverletzungen 
sind zu vermeiden. 
Prävention als Grundprinzip professionellen Han-
delns trägt bei Kindern, Jugendlichen und schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen dazu bei, dass 
sie in ihrer Entwicklung zu eigenverantwortlichen, 
glaubens- und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten 

gestärkt werden. Dabei ist die Sexualität als ein Be-
reich des menschlichen Lebens zu würdigen: „Gott 
selbst hat die Geschlechtlichkeit erschaffen, die ein 
wunderbares Geschenk für seine Geschöpfe ist.“1

In allen pädagogischen Einrichtungen soll eine Sexu-
alpädagogik vermittelt werden, die Selbstbestimmung 
und Selbstschutz stärkt.
Unterschiedliche Bedarfs- und Gefährdungslagen 
müssen bei allen Präventionsmaßnahmen angemessen 
berücksichtigt werden.
Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensgemeinschaf-
ten, neuen Geistlichen Gemeinschaften, kirchlichen 
Bewegungen und Initiativen sowie in kirchlichen und 
caritativen Institutionen und Verbänden ist es, eine 
Kultur des achtsamen Miteinanders zu praktizieren 
und weiter zu entwickeln.
Diese Rahmenordnung richtet sich an alle, die im 
Geltungsbereich der Deutschen Bischofskonferenz für 
das Wohl und den Schutz von Kindern, Jugendlichen 
sowie schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
Verantwortung und Sorge tragen. 
Das Ziel dieser Rahmenordnung ist eine abgestimmte 
Vorgehensweise im Geltungsbereich der Deutschen 
Bischofskonferenz. 
Sie ist Grundlage für weitere diözesane Regelungen. 
Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen 
Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sollen von der 
(Erz-)Diözese nur dann als förderungswürdig an-
erkannt werden, wenn sie sich zur Anwendung der 
Rahmenordnung oder der jeweiligen diözesanen 
Präventionsregelungen verpflichtet haben.
Sonstige Rechtsträger sollen von der (Erz-)Diözese 
nur dann als förderungswürdig anerkannt werden, 
wenn sie sich zur Anwendung der Rahmenordnung 
oder der jeweiligen diözesanen Ausführungsbestim-
mungen verpflichtet haben. 
1.	 Begriffsbestimmungen
1.1	 Prävention im Sinne dieser Ordnung meint 

alle Maßnahmen, die vorbeugend (primär), 
begleitend (sekundär) und nachsorgend (ter-
tiär) gegen sexualisierte Gewalt an Kindern, 
Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen ergriffen werden. Sie richtet sich 
an Betroffene, an die Einrichtungen mit ihren 
Verantwortlichen, in denen mit Kindern, Ju-
gendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen gearbeitet wird, und auch an 
Beschuldigte / Täter.

1.2	 Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne 
dieser Ordnung sind insbesondere
-	 Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
-	 Ordensangehörige,

1 Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben Amoris laetitia vom 19.März 2016, 
Nr. 150.



172	 KIRCHLICHES AMTSBLATT · Erzbistum Hamburg, 25. Jahrgang, Nr. 11, 18.12.2019

-	 Kirchenbeamte,
-	 Arbeitnehmer,
-	 zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,
-	 nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz 

oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz 
oder in vergleichbaren Diensten tätige Per-
sonen sowie Praktikanten,

-	 Leiharbeitnehmer und sonstige bei Drittun-
ternehmen angestellte Arbeitnehmer.

	 Für Beschäftigte im kirchlichen Dienst ent-
faltet diese Rahmenordnung, soweit sie das 
Arbeitsverhältnis berührt, nur dann rechtliche 
Wirkung, wenn sie von den zuständigen ar-
beitsrechtlichen Kommissionen im Sinne des 
Artikel 7 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-
hältnisse beschlossen worden ist.

	 Für ehrenamtlich tätige Personen und Man-
datsträger im kirchlichen Bereich gilt diese 
Rahmenordnung entsprechend.

1.3	 Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne 
dieser Rahmenordnung umfasst sowohl straf-
bare als auch nicht strafbare sexualbezogene 
Handlungen und Grenzverletzungen.

	 Die Rahmenordnung berücksichtigt dabei die 
Bestimmungen des kirchlichen und des staatli-
chen Rechts und bezieht sich somit 
-	 sowohl auf Handlungen nach dem 13. Ab-

schnitt des Strafgesetzbuches (StGB) sowie 
weitere sexualbezogene Straftaten

-	 als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC 
in Verbindung mit Art. 6 § 1 SST, nach can. 
1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 
SST wie auch nach  Art 4 § 1 n. 1 SST in 
Verbindung mit can. 1378 § 1 CIC, soweit sie 
an Minderjährigen oder an Personen, deren 
Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt 
ist, begangen werden

-	 und auf Handlungen nach Art. 1 § 1 a) 
VELM2. 

-	 Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten des Einzelfalls auf Hand-
lungen unterhalb der Schwelle der Strafbar-
keit, die im pastoralen oder erzieherischen 
sowie im betreuenden, beratenden oder pfle-
genden Umgang mit Kindern, Jugendlichen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen eine sexualbezogene Grenzverletzung 
oder einen sonstigen sexuellen Übergriff 
darstellen. 

	 Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangswei-
sen (innerhalb und außerhalb des kirchlichen 
Dienstes) mit sexuellem Bezug gegenüber 

Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilf-
ebedürftigen Erwachsenen, die mit vermeint-
licher Einwilligung, ohne Einwilligung oder 
gegen deren ausdrücklichen Willen erfolgen. 
Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vor-
bereitung, Durchführung und Geheimhaltung 
sexualisierter Gewalt.

1.4	 Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sind 
Schutzbefohlene im Sinne des § 225, Abs. 1 
des StGB3. 

	 Diesen Personen gegenüber tragen Beschäftigte 
im kirchlichen Dienst eine besondere Verant-
wortung, entweder weil sie ihrer Fürsorge und 
Obhut anvertraut sind oder weil bei ihnen allein 
aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit 
eine besondere Gefährdung im Sinne dieser 
Rahmenordnung besteht. 

	 Weiterhin sind darunter Personen zu verstehen, 
die einem besonderen Macht und/oder Abhän-
gigkeitsverhältnis unterworfen sind. 

	 Ein solches besonderes Macht- und/oder Ab-
hängigkeitsverhältnis kann auch im seelsorg-
lichen Kontext gegeben sein oder entstehen.

2.	 Grundsätzliche Anforderungen an Präventi-
onsarbeit

	 Die Strukturen und Prozesse zur Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt müssen transparent, 
nachvollziehbar, kontrollierbar und evaluierbar 
sein.

	 Die Entwicklung und Verwirklichung von 
Maßnahmen zur Prävention erfolgt partizipativ 
in Zusammenarbeit mit allen hierfür relevanten 
Personen und Gruppen. Dazu gehören insbeson-
dere auch die Kinder, Jugendlichen und schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen selbst.

	 Die Erfahrungen von Betroffenen werden dabei 
besonders berücksichtigt.

3.	 Institutionelles Schutzkonzept
	 Auf der Basis einer Schutz- und Risikoanalyse 

trägt der Rechtsträger die Verantwortung für 
die Entwicklung von institutionellen Schutz-
konzepten innerhalb seines Zuständigkeitsbe-
reichs. Diese sind regelmäßig – spätestens alle 
fünf Jahre – zu überprüfen und weiterzuentwi-
ckeln.

	 Schutzkonzepte in Einrichtungen und Diensten 
werden in Abstimmung mit der diözesanen 
Koordinationsstelle ausgestaltet (siehe Ziff. 4).

	 Alle Bausteine eines institutionellen Schutz-
konzeptes sind zielgruppengerecht und lebens-
weltorientiert zu konzipieren.

3.1.	 Personalauswahl und -entwicklung

2 Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu proprio datae Vos estis lux 
mundi(VELM) vom 7. Mai 2019.

3 Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder 
Krankheit wehrlose Person, die 1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. 
seinem Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt über-
lassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
untergeordnet ist, (…). [StGB § 225 Abs. 1]
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	 Die Personalverantwortlichen thematisieren 
die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im 
Vorstellungsgespräch, während der Einarbei-
tungszeit sowie in regelmäßigen Gesprächen 
mit den Beschäftigten im kirchlichen Dienst.

3.1.1	 Erweitertes Führungszeugnis
	 Beschäftigte im kirchlichen Dienst müssen, 

entsprechend den gesetzlichen dienst- und 
arbeitsrechtlichen Regelungen, ein erweitertes 
Führungszeugnis vorlegen. Eine Pflicht zur 
Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses 
für ehrenamtlich Tätige besteht, soweit es die 
gesetzlichen Regelungen bestimmen.

	 Diese Einsichtnahme ist dauerhaft zu doku-
mentieren.

3.1.2	 Selbstauskunftserklärung
	 Je nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts 

mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen bzw. nach Aufgabe 
und Einsatz wird von den Verantwortlichen 
geprüft, ob eine Selbstauskunftserklärung 
vorzulegen und zu dokumentieren ist. Diese 
enthält Angaben, ob die einzustellende Person 
wegen einer Straftat nach §72a Abs. 1 SGB 
VIII verurteilt worden ist und ob insoweit ein 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren 
gegen sie eingeleitet worden ist. Darüber hinaus 
ist die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung 
eines solchen staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungsverfahrens dem Rechtsträger hiervon 
unverzüglich Mitteilung zu machen.

3.1.3	 Dritte
	 Bei der Vereinbarung von Dienstleistungen 

durch externe Personen oder Firmen oder 
wenn solchen externen Personen oder Firmen 
kirchliche Räume überlassen werden, sind 
diese Regelungen analog anzuwenden.

3.1.4	 Aus- und Fortbildung
	 In allen Fällen, in denen die Diözese die Aus- 

und Fortbildung von Beschäftigten im kirch-
lichen Dienst selbst oder mit- verantwortet, 
besteht die Verpflichtung, die Themenfelder 
der Prävention verbindlich zu regeln.

3.2	 Verhaltenskodex 
	 Ein Verhaltenskodex ist im jeweiligen Arbeits-

bereich zu erstellen. 
	 Dieser regelt für den jeweiligen Arbeitsbe-

reich ein fachlich adäquates Nähe-Distanz-
Verhältnis und einen respektvollen Umgang 
mit Kindern, Jugendlichen sowie schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen.

	 Der jeweilige Verhaltenskodex ist von allen 

Beschäftigten im kirchlichen Dienst durch 
Unterzeichnung anzuerkennen.

	 Die Unterzeichnung der Verpflichtungserklä-
rung zum Verhaltenskodex ist verbindliche 
Voraussetzung für eine Anstellung, Weiterbe-
schäftigung sowie auch für eine Beauftragung 
zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit.

	 Darüber hinaus ist der Verhaltenskodex vom 
Rechtsträger in geeigneter Weise zu veröffent-
lichen.

3.3	 Dienstanweisungen und hausinterne Rege-
lungen

	 Um das Wohl und den Schutz der Kinder 
und Jugendlichen sowie der schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen zu sichern, muss 
der Rechtsträger alle erforderlichen Normen, 
Dienstanweisungen und hausinterne Rege-
lungen verbindlich erlassen.

	 Soll der Verhaltenskodex arbeitsrechtliche Ver-
bindlichkeit erhalten, muss der Rechtsträger ihn 
als Dienstanweisung erlassen.

	 Die Regelungen der Mitarbeitervertretungs-
ordnung (MAVO) sind hierbei zu beachten.

3.4	 Vorgehensweise im Verdachts- oder Beschwer-
defall4 

	 Jeder Rechtsträger beschreibt im Rahmen des 
institutionellen Schutzkonzepts die Vorge-
hensweise im Verdachts- oder Beschwerdefall. 
Dazu gehören interne und externe Beratungs-
möglichkeiten und Melde- und Beschwer-
dewege. Diese müssen in geeigneter Weise 
bekannt gemacht werden.

	 Im institutionellen Schutzkonzept sind Maß-
nahmen zu beschreiben, wie nach einem auf-
getretenen Verdacht oder konkreten Vorfall die 
Unterstützung im jeweiligen System aussehen 
soll.

	 Personen mit Kontakt zu Betroffenen oder Kon-
takt zu Beschuldigten bzw. Tätern erhalten 
kontinuierlich Supervision.

3.5 	 Qualitätsmanagement
	 Der Rechtsträger hat die Verantwortung dafür, 

dass Maßnahmen zur Prävention als Teil seines 
Qualitätsmanagements implementiert, kontrol-
liert, evaluiert und weiterentwickelt werden.

	 Für jede Einrichtung, für jeden Verband oder 
für den Zusammenschluss mehrerer kleiner 
Einrichtungen muss eine für Präventionsfragen 
geschulte Person zur Verfügung stehen, die bei 
der Umsetzung des institutionellen Schutzkon-
zepts beraten und unterstützen kann.

	 Als Teil einer nachhaltigen Präventionsarbeit 

4 Die Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäf-
tigte im kirchlichen Dienst ist hier zu beachten.



174	 KIRCHLICHES AMTSBLATT · Erzbistum Hamburg, 25. Jahrgang, Nr. 11, 18.12.2019

ist im Rahmen der Auswertung eines Verdachts 
oder Vorfalls das Schutzkonzept auf erforder-
liche Anpassungen zu überprüfen.

3.6	 Präventionsschulungen
	 Alle Beschäftigten im kirchlichen Dienst, die 

mit Kindern, Jugendlichen oder schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen arbeiten, werden 
zu Fragen der Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt geschult. Alle anderen Beschäftigten 
im kirchlichen Dienst sind regelmäßig auf die 
Bedeutung der Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt hinzuweisen.

	 Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert 
Grundkenntnisse und weiterführendes Kompe-
tenzen insbesondere zu Fragen von
-	 angemessener Nähe und Distanz,
-	 Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,
-	 eigener emotionaler und sozialer Kompetenz,
-	 Psychodynamiken Betroffener,
-	 Strategien von Tätern,
-	 (digitalen) Medien als Schutz- und Gefahren-

raum / Medienkompetenz,
-	 Dynamiken in Institutionen mit asymmet-

rischen Machtbeziehungen sowie begünsti-
genden institutionellen Strukturen,

-	 Straftatbeständen und kriminologischen An- 
sätzen sowie weiteren einschlägigen recht-
lichen Bestimmungen,

-	 notwendigen und angemessenen Hilfen für 
Betroffene, ihr Umfeld und die betroffenen 
Institutionen,

-	 sexualisierter Gewalt von Kindern, Jugend-
lichen (Peer Gewalt) und schutz- oder hilfe- 
bedürftigen Erwachsenen an anderen Min-
derjährigen oder schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen,

-	 Schnittstellenthemen wie z. B. Sexualpäda-
gogik oder sexuelle Bildung sowie geschlech-
ter- und kultursensible Bildung,

-	 regionalen fachlichen Vernetzungsmöglich-
keiten mit dem Ziel eigener Vernetzung.

	 Schulungen sind zielgruppengerecht hinsicht-
lich Zielformulierung, Inhalten, Methoden und 
Umfang zu differenzieren.

	 Personen in Leitungsfunktionen werden zusätz-
lich zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung bei 
der (Weiter-)Entwicklung und Umsetzung des 
Institutionellen Schutzkonzeptes geschult. 

	 Dabei stehen das Kindeswohl, die Rechte und 
der Schutz von Kindern, Jugendlichen sowie 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
Mittelpunkt. Schwerpunkte bilden dabei Maß-
nahmen, die sowohl Straftaten als auch Formen 
sexualisierter Gewalt unterhalb der Schwelle 

der Strafbarkeit erschweren oder verhindern.
3.7 	 Weitere Präventionsarbeit des Rechtsträgers
	 Jeder Rechtsträger hat darüber hinaus geeig-

nete Maßnahmen zur Stärkung von Kindern, 
Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen zu entwickeln. Dazu gehört auch 
die Einbeziehung des Umfelds zum Thema 
Prävention gegen sexualisierte Gewalt (Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigte, Angehörige 
und gesetzliche Betreuungen).

4.	 Koordinationsstelle
4.1.	 Der (Erz-)Bischof unterhält eine diözesane 

Koordinationsstelle zur Unterstützung, Ver-
netzung und Steuerung der Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt. Er benennt zur Leitung 
eine oder mehrere qualifizierte Person/en als 
Präventionsbeauftragte. Sie berichten der Bis-
tumsleitung regelmäßig über die Entwicklung 
der Präventionsarbeit.

4.2.	 Der (Erz-)Bischof kann mit anderen (Erz-)
Bischöfen eine interdiözesane Koordinations-
stelle einrichten.

4.3.	 Sofern Ordensgemeinschaften päpstlichen 
Rechts eigene Präventionsbeauftragte ernannt 
haben, arbeiten die diözesanen Präventionsbe-
auftragten mit diesen zusammen.

4.4.	 Die diözesane Koordinationsstelle hat insbe-
sondere folgende Aufgaben:
-	 Einbindung von Betroffenen gemäß Ziff. 2,
-	 Beratung der kirchlichen Rechtsträger bei 

der Entwicklung, Umsetzung und Fortschrei-
bung von institutionellen Schutzkonzepten, 

-	 Fachliche Prüfung der Schutzkonzepte der 
kirchlichen Rechtsträger,

-	 Organisation von Qualifizierungsmaßnahmen 
(gem. Ziff. 3.6),

-	 Sicherstellung der Qualifizierung und Infor-
mation der für Präventionsfragen geschulten 
Person (gem. Ziff. 3.5.),

-	 Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und 
außerhalb der Diözese sowie zu den An-
sprechpersonen für Verdachtsfälle sexuellen 
Missbrauchs gemäß der Ordnung für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch Minder-
jähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst,

-	 Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirch-
lichen Fachberatungsstellen gegen sexuali-
sierte Gewalt,

-	 Evaluation und Weiterentwicklung von ver-
bindlichen Qualitätsstandards, 

-	 Beratung von Aus- und Weiterbildungsein-
richtungen, 
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-	 Fachberatung bei der Planung und Durch-
führung von Präventionsprojekten, 

-	 Vermittlung von Fachreferenten, 
-	 Entwicklung von und Information über Prä-

ventionsmaterialien und -projekten, 
-	 Öffentlichkeitsarbeit.

5. 	 Datenschutz
5.1. 	 Soweit diese Rahmenordnung sowie zur Ergän- 

zung und Konkretisierung durch den Diözes-
anbischof erlassene Rechtsvorschriften auf per-
sonenbezogene Daten einschließlich deren Ver-
öffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den 
Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG) sowie der Anordnung über 
die Sicherung und Nutzung der Archive der 
katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung 
– KAO) vor, sofern sie deren Datenschutzni-
veau nicht unterschreiten. Im Übrigen gelten 
das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG), die zu seiner Durchführung erlassene 
Ordnung (KDG-DVO) sowie die Kirchliche 
Archivordnung (KAO).

5.2. 	 Die Fristen für die Aufbewahrung von Un-
terlagen richten sich nach den jeweiligen Vor-
schriften über die Aufbewahrungsfristen für 
Personalakten, Voruntersuchungsakten etc. Für 
die Zeit der Aufbewahrung sind die Unterlagen 
vor unbefugten Zugriffen in besonderem Maße 
zu sichern. 

	 Im Übrigen ersetzt die ordnungsgemäße Archi- 
vierung von gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 Kirch-
liche Archivordnung (KAO) anzubietenden 
und zu übergebenden Unterlagen die nach dem 
KDG oder anderen kirchlichen oder staatlichen 
Rechtsvorschriften erforderlichen Löschungen, 
wenn die Archivierung so erfolgt, dass Per-
sönlichkeitsrechte des Betroffenen oder dritter 
nicht beeinträchtigt werden.

6.	 Ausführungsbestimmungen
	 Ausführungsbestimmungen zu dieser Ordnung 

erlässt der Ortsordinarius.
7.	 Inkrafttreten
	 Die vorstehende Rahmenordnung ersetzt Re-

gelungen, die aufgrund der Rahmenordnung 
vom 26. August 2013 erlassen worden sind. 
Sie tritt zum 01.01.2020 in Kraft und ist in 
regelmäßigen Abständen, spätestens alle fünf 
Jahre, auf die Notwendigkeit von Anpassungen 
zu überprüfen.

Würzburg, den 18. November 2019
H a m b u r g, 28. November 2019

L.S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg

Art.: 128

Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- 
oder hilfebedürftiger Erwachsener durch 

Kleriker und sonstige Beschäftigte  
im kirchlichen Dienst

A.	Einführung
Präambel

In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde 
und Integrität Minderjähriger und schutz- oder hilf-
ebedürftiger Erwachsener haben sich die deutschen 
Bischöfe auf die folgende Ordnung verständigt. Sie 
entwickeln damit die Leitlinien von 2002, 2010 und 
2013 fort und berücksichtigen die Vorgaben, die die 
Kongregation für die Glaubenslehre in ihrem Rund-
schreiben an die Bischofskonferenzen vom 3. Mai 
2011 gemacht hat.1 
Diese Ordnung gewährleistet ein einheitliches und 
rechtssicheres Vorgehen im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz. 
Das Leid der von sexuellem Missbrauch Betroffenen 
wird anerkannt. Betroffene haben Anspruch auf be-
sondere Aufmerksamkeit und Hilfe. 
Sie müssen vor weiterer sexueller Gewalt geschützt 
werden. Betroffene und ihre Angehörigen sowie 
Nahestehende und Hinterbliebene sind bei der Aufar-
beitung von Missbrauchserfahrungen zu unterstützen 
und zu begleiten. Sexueller Missbrauch, vor allem an 
Minderjährigen sowie an schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen, ist ein Verbrechen.2

Gerade wenn Beschäftigte im kirchlichen Dienst sol-
che Taten begehen3, erschüttert dies nicht selten bei 
den Betroffenen und ihren Angehörigen sowie Nahe-
stehenden und Hinterbliebenen das Grundvertrauen 
in die Menschen und in Gott. Darüber hinaus besteht 
die Gefahr schwerer psychischer Schädigungen. Es ist 
die Pflicht der Täter4, sich ihrer Verantwortung und 
den Konsequenzen ihrer Tat zu stellen.5

Grundsätzliches
1.	 Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser 

Ordnung sind insbesondere
-	 Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
-	 Ordensangehörige,
-	 Kirchenbeamte,
-	 Arbeitnehmer,
-	 zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,
-	 nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder 

dem Jugendfreiwilligen-dienstgesetz oder in 
vergleichbaren Diensten tätige Personen sowie 
Praktikanten, 

1 Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 05. April 2013 mitgeteilt, dass 
Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen hat, den von Benedikt XVI. ein-
geschlagenen Kurs weiterzuverfolgen und im Hinblick auf die Fälle von sexuellem 
Missbrauch entschlossen vorzugehen; das heißt vor allem die Maßnahmen zum 
Schutz der Minderjährigen, die Hilfe für die, die in der Vergangenheit Opfer 
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-	 Leiharbeitnehmer und sonstige bei Drittunter-
nehmen angestellte Arbeitnehmer.

	 Für Bischöfe und Kardinäle sowie für andere Kle-
riker, die vorübergehend eine Diözese leiten oder 
geleitet haben, gelten für während der Amtszeit be-
gangene Taten besondere Bestimmungen sowohl 
hinsichtlich des Umgangs mit Verdachtsfällen auf 
sexuellen Missbrauch als auch hinsichtlich Hand- 
lungen und Unterlassungen, die darauf gerichtet 
sind, die staatlichen oder kirchenrechtlichen Un-
tersuchungen verwaltungsmäßiger oder strafrecht-
licher Natur gegenüber einem Kleriker oder einer 
Ordensperson bezüglich Vergehen des sexuellen 
Missbrauchs zu beeinflussen oder zu umgehen.6

	 Für Arbeitnehmer im kirchlichen Dienst entfaltet 
diese Ordnung, soweit sie das Arbeitsverhältnis 
berührt, nur dann rechtliche Wirkung, wenn sie 
von den zuständigen arbeitsrechtlichen Kommis-
sionen im Sinne des Artikel 7 Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse beschlossen worden ist.

	 Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen  
Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sollen von der 
(Erz-)Diözese und vom Verband der Diözesen 
Deutschlands nur dann als förderungswürdig an-
erkannt werden, wenn sie entweder diese Ordnung 
verbindlich in ihr Statut übernommen haben oder 
wenn sie gleichwertige eigene Regelungen für den  
Umgang mit sexuellem Missbrauch erlassen haben. 
Die Änderung des Statuts bzw. die Vorlage von 
gleichwertigen eigenen Regelungen hat bis späte-
stens zum 30.06.2021 zu erfolgen. Die Gleichwer-
tigkeit wird durch die Deutsche Bischofskonferenz 
festgestellt. 

2.	 Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen 
sowohl des kirchlichen wie auch des staatlichen 
Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne 
dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch 
nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und 
Grenzverletzungen.

	 Die Ordnung bezieht sich somit
a)	 auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des 

Besonderen Teils des Strafgesetzbuches (StGB) 
sowie weitere sexualbezogene Straftaten,

b)	 auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in 
Verbindung mit Art. 6 § 1 SST2, nach can. 
1387 CIC in Verbindung mit Art.  4  §   1 n. 
4 SST wie auch nach Art 4 § 1 n. 1 SST in 
Verbindung mit can. 1378 § 1 CIC, soweit sie 
an Minderjährigen oder an Personen, deren 
Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist, 
begangen werden,

c)	 auf Handlungen nach Art. 1 § 1 a) VELM, 
d)	 unter Berücksichtigung der Besonderheiten 

des Einzelfalls auf Handlungen unterhalb der 
Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen 
oder erzieherischen sowie im betreuenden, 
beratenden oder pflegenden Umgang mit Min-
derjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen eine sexualbezogene Grenzver-
letzung oder einen sonstigen sexuellen Über-
griff darstellen.

	 Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangsweisen 
(innerhalb oder außerhalb des kirchlichen Diens-
tes) mit sexuellem Bezug gegenüber Minderjäh-
rigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen, die mit vermeintlicher Einwilligung, ohne 
Einwilligung oder gegen deren ausdrücklichen 
Willen erfolgen. 

	 Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorberei-
tung, Durchführung und Geheimhaltung sexuali-
sierter Gewalt.

	 Alle Verantwortlichen haben beim Umgang mit 
Fällen sexuellen Missbrauchs im Sinne dieser 
Ordnung sowohl die kirchlichen als auch die 
staatlichen Rechtsvorschriften zu beachten. Dabei 
können sich unterschiedliche Betrachtungsweisen 
und Bewertungen ergeben (zum Beispiel bzgl. des 
Kreises der betroffenen Personen, des Alters des 
Betroffenen, der Verjährungsfrist).

	 Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen sind die 
zum Zeitpunkt des Untersuchungsbeginns gel-
tenden Verfahrensregeln, unabhängig davon, wie 
lange der sexuelle Missbrauch zurückliegt.

3.	 Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne 
dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des 
§ 225 Abs. 1 StGB8. Diesen Personen gegenüber 
tragen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine 
besondere Verantwortung, entweder weil sie ihrer 
Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder weil bei 
ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebe-
dürftigkeit eine besondere Gefährdung im Sinne 
dieser Ordnung besteht.

	 Weiterhin sind darunter Personen zu verstehen, 
die einem besonderen Macht- und/oder Abhän-
gigkeitsverhältnis unterworfen sind. Ein solches 
besonderes Macht- und/oder Abhängigkeitsver-
hältnis kann auch im seelsorglichen Kontext 
gegeben sein oder entstehen.

B. 	Zuständigkeiten
Ansprechpersonen und Einrichtung  

eines Beraterstabs
4.	 Der Diözesanbischof beauftragt fachlich quali-

fizierte und persönlich geeignete Personen als 
Ansprechpersonen für Verdachtsfälle sexuellen 
Missbrauchs an Minderjährigen sowie an schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen durch Be-

derartiger Übergriffe geworden sind, das angemessene Vorgehen gegen die 
Schuldigen und den Beitrag der Bischofskonferenzen hinsichtlich der Formulie-
rung und Umsetzung der nötigen Weisungen in diesem für das Zeugnis und die 
Glaubwürdigkeit der Kirche so wichtigen Bereich voranzubringen.
2 „Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Reinhard Marx, Vorsit-

zender der Deutschen Bischofskonferenz, Statement zur Vorstellung der Studie 
„Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone 
und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ 
am 25. September 2018 in Fulda.
3 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Frühjahrs-Vollver-
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schäftigte im kirchlichen Dienst. 
	 Die Beauftragung erfolgt für maximal drei Jahre 

und kann wiederholt werden.
	 Es sollen mindestens zwei Personen, sowohl eine 

Frau als auch ein Mann benannt werden.
	 Darüber hinaus soll mindestens eine nichtkirch-

liche Fachberatungsstelle als unabhängige Anlauf-
stelle benannt werden.

5.	 Die beauftragten Ansprechpersonen sind von Wei- 
sungen unabhängig. Sie dürfen nicht in einem wei- 
sungsgebundenen Beschäftigungsverhältnis zum 
Diözesanbischof stehen.

6.	 Name, Kontaktdaten und Beruf der beauftragten 
Ansprechpersonen sowie die unabhängigen ex-
ternen Anlaufstellen werden auf geeignete Weise 
bekannt gemacht, mindestens im Amtsblatt und 
auf der Internetseite der (Erz-)Diözese.

7.	 Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fra- 
gen des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Min- 
derjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Er-
wachsener einen ständigen Beraterstab ein.

	 Diesem gehören an: die beauftragten Ansprech-
personen, der diözesane Präventionsbeauftragte 
und Personen mit psychiatrisch-psychotherapeu-
tischem, pastoralem, juristischem9 sowie kirchen- 
rechtlichem Sachverstand und fundierter fach-
licher Erfahrung und Kompetenz in der Arbeit 
mit Betroffenen sexuellen Missbrauchs.

	 Dem Beraterstab sollen auch von sexuellem Miss-
brauch Betroffene angehören. Ihm können auch 
Personen angehören, die im kirchlichen Dienst 
beschäftigt sind.

	 Darüber hinaus ist eine externe Fachberatung hin-
zuzuziehen.

	 Im Einzelfall können weitere fachlich geeignete 
Personen hinzugezogen werden. 

8.	 Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam 
einen interdiözesanen Beraterstab einrichten.

9.	 Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt 
unberührt.

Entgegennahme von Hinweisen und Information 
des Ordinarius

10.	Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hin-
weise auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
Sinne dieser Ordnung entgegen.

11.	Alle Beschäftigten im kirchlichen Dienst haben 
unverzüglich die zuständige Person der Leitungs-
ebene der Institution, bei der sie beschäftigt sind, 
oder die beauftragten Ansprechpersonen über 
einen Verdacht auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 

dieser Ordnung, der ihnen im dienstlichen Kontext 
zur Kenntnis gelangt ist, zu informieren.

	 Dasselbe gilt, wenn sie über die Einleitung oder 
das Ergebnis eines laufenden Ermittlungsver-
fahrens oder über eine erfolgte Verurteilung im 
dienstlichen Kontext Kenntnis erlangen.

	 Wurde die Person der Leitungsebene informiert, 
gibt diese die Information unverzüglich an die 
beauftragte Ansprechperson weiter.

	 Wenn Gefahr für Leib und Leben droht oder wenn 
weitere Betroffene tangiert sein könnten, besteht 
im Rahmen von seelsorglichen Gesprächen unter 
Wahrung der Bestimmungen über das Beichtge-
heimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC10) die Pflicht 
zur Weiterleitung an die zuständige Person der 
Leitungsebene oder eine der beauftragten An-
sprechpersonen. Hierbei sind die Bestimmungen 
des § 203 StGB zu beachten. Etwaige staatliche 
oder kirchliche Verschwiegenheitspflichten oder 
Mitteilungspflichten gegenüber kirchlichen oder 
staatlichen Stellen (z.B. (Landes)Jugendamt, 
Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetz-
ten bleiben hiervon unberührt. 

12.	Anonyme Hinweise oder Gerüchte sind dann zu 
beachten, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für 
Ermittlungen enthalten.

13.	Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person 
beschäftigt ist, wird unabhängig von den Plau-
sibilitätsabwägungen von den beauftragten An-
sprechpersonen bzw. von der zuständigen Person 
der Leitungsebene unverzüglich über den Verdacht 
auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 dieser Ordnung 
bzw. über die Einleitung oder das Ergebnis eines 
laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine 
erfolgte Verurteilung informiert.

	 Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person 
beschäftigt ist, hat dafür Sorge zu tragen, dass 
andere sowohl über den Verdacht eines sexuellen 
Missbrauchs im Sinne dieser Ordnung als auch über 
die Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden 
Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte 
Verurteilung informiert werden, die für den Be-
schuldigten eine besondere Verantwortung tragen. 
Insbesondere ist bei Klerikern, die einer anderen 
Diözese oder einem anderen Inkardinationsver-
band angehören, der Inkardinationsordinarius, bei 
Ordensangehörigen der zuständige Höhere Orden-
sobere, bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern, 
die an anderer Stelle als dem Zuständigkeitsbereich 
ihres Anstellungsträgers eingesetzt sind, der An-
stellungsträger und bei Ehrenamtlichen diejenige 
kirchliche Stelle, die als Auftraggeber anzusehen 
ist, zu informieren.

sammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 anlässlich der Aufdeckung 
von Fällen sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen im kirchlichen Bereich.
4  Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechts-
spezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte Form schließt 
alle Geschlechter ein.

5 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die Katholiken 
in Irland vom 19. März 2010, n.7: „Ihr [die Ihr Kinder missbraucht habt] habt das 
Vertrauen, das von unschuldigen jungen Menschen und ihren Familien in Euch 
gesetzt wurde, verraten und Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott und vor 
den zuständigen Gerichten dafür verantworten. … Ich mahne Euch, Euer Gewissen 
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Weiterleitung von Hinweisen an andere kirch-
liche Stellen sowie an nichtkirchliche Stellen

14.	Der dringende Verdacht auf einen sexuellen Miss-
brauch im Sinne dieser Ordnung darf nur durch 
den Ordinarius bzw. den Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem der Beschuldigte beschäftigt 
ist, durch einen Dritten nur im Einvernehmen mit 
diesen sowie nur dann an andere kirchliche oder 
nichtkirchliche Stellen weitergegeben werden, 
wenn dies im Einzelfall zum Schutz von Minderjäh-
rigen und schutz-  oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen dringend geboten erscheint und der Schutz nicht 
auf andere Weise erreicht werden kann. Hiervon 
unberührt bleibt die Weitergabe von Hinweisen an 
die Strafverfolgungsbehörden. (Vgl. Nr. 33 ff.)

Zuständigkeiten im weiteren Verlauf
15.	Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf 

Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius des 
Wohnsitzes des Beschuldigten (vgl. can. 1408 CIC) 
oder der Ortsordinarius des Ortes, an dem die Straf-
tat begangen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) oder 
der Inkardinationsordinarius des Beschuldigten. 
Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür Sorge, 
dass eine Entscheidung über die Zuständigkeit für 
das weitere Verfahren unverzüglich getroffen wird.

16.	Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auf-
trag tätig sind, ist der Diözesanbischof zuständig, 
der diesen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Ver-
antwortung des Höheren Ordensoberen. Soweit die 
Ordensangehörigen nicht mehr im bischöflichen 
Auftrag tätig sind, unterstützt der Diözesanbischof 
den Höheren Ordensoberen.

17.	In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den 
jeweiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird 
dringend nahegelegt, den örtlich betroffenen Di-
özesanbischof über tatsächliche Anhaltspunkte 
für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen in ihrem Verantwortungsbereich so-
wie über die eingeleiteten Schritte zu informieren 
(vgl. Nr. 33).

18.	Bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern liegt die 
Zuständigkeit beim dienstrechtlich zuständigen 
Vorgesetzten, bei Ehrenamtlichen beim Auftrag-
geber.

19.	Bei verstorbenen Beschuldigten bzw. Tätern ist 
der jeweils letzte Dienstgeber bzw. Auftraggeber 
zuständig. Falls dieser nicht mehr existiert, ist 
dessen Rechtsnachfolger oder der Diözesanbischof  
der Belegenheitsdiözese zuständig.

C.	Vorgehen nach Kenntnisnahme eines Hinweises
20.	Nach Kenntnisnahme eines Hinweises erfolgt eine 

erste Bewertung auf Plausibilität durch die be-

auftragten Ansprechpersonen. Dabei sowie im 
Rahmen des weiteren Vorgehens sind die Per-
sönlichkeitsrechte aller Beteiligten, die beson-
dere Schutzbedürftigkeit Minderjähriger und die 
Erfordernisse eines etwaigen Strafverfahrens zu 
berücksichtigen.

	 Diese Plausibilitätsprüfung kann auch im Rahmen 
des Beraterstabs erfolgen. 

Gespräch mit dem Betroffenen 
21.	Wenn ein Betroffener bzw. sein gesetzlicher Ver-

treter über einen sexuellen Missbrauch informieren 
möchte, vereinbart eine der beauftragten Ansprech-
personen ein Gespräch, in dem sie den Betroffenen 
zunächst über das mögliche weitere Verfahren, 
Hilfestellungen und Unterstützungsmöglichkeiten 
informiert. Hierzu gehört insbesondere die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme einer externen 
Fachberatungsstelle, die anonym und unabhängig 
beraten kann. Falls dies gewünscht ist, kann danach 
oder in einem weiteren Gespräch das konkrete 
Vorbringen erörtert werden. 

	 Zu diesem Gespräch ist seitens der beauftragten 
Ansprechperson eine weitere Person hinzuzuziehen.

	 Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter 
kann zu dem Gespräch eine Person des Vertrauens 
hinzuziehen. Hierauf ist ausdrücklich hinzuweisen.

	 Der Betroffene ist zu Beginn des Gesprächs zu 
informieren, dass tatsächliche Anhaltspunkte nach 
den Vorschriften der Nrn. 33 und 34 in aller Regel 
den Strafverfolgungs- und anderen zuständigen 
Behörden weiterzuleiten sind.

	 Ebenso ist in geeigneter Weise auf die weiteren 
Verfahrensschritte hinzuweisen.

22.	Der Schutz aller Beteiligten vor öffentlicher 
Preisgabe von Informationen, die vertraulich 
gegeben werden, ist sicherzustellen: Dies betrifft 
insbesondere den Betroffenen, den Beschuldigten 
(vgl. auch Nr. 32) und die meldende Person.

23.	Das Gespräch, bei dem auch die Personalien auf-
zunehmen sind, wird protokolliert. Das Protokoll 
ist von dem Protokollführer und dem Betroffenen 
bzw. seinem gesetzlichen Vertreter zu unterzeich-
nen. Eine Ausfertigung des Protokolls wird dem 
Betroffenen ausgehändigt.

24.	Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter 
wird zu einer eigenen Anzeige bei den Strafver-
folgungsbehörden ermutigt.

	 Bei Bedarf wird die dazu notwendige Unterstüt-
zung in angemessener Form gewährleistet.

25.	Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers wird über das Ergebnis des Ge-
sprächs informiert.

zu erforschen, Verantwortung für die begangenen Sünden zu übernehmen und 
demütig Euer Bedauern auszudrücken. … Gottes Gerechtigkeit ruft uns dazu auf, 
Rechenschaft über unsere Taten abzulegen und nichts zu verheimlichen. Erkennt 
Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der Rechtsprechung, aber verzweifelt 
nicht an der Barmherzigkeit Gottes.“ 

6 Vgl. hierzu Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu proprio datae 
Vos estis lux mundi [VELM] vom 07. Mai 2019, Art. 1 § 1 b) und Art. 6 sowie 
Papst Franziskus,  Apostolisches Schreiben motu proprio datae Come una madre 
amorevole vom 04. Juni 2016.
7 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacra-
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Anhörung des Beschuldigten
26.	Sofern die Aufklärung des Sachverhalts nicht 

gefährdet und die Ermittlungsarbeit der Strafver-
folgungsbehörden nicht behindert werden, hört 
ein Vertreter oder Beauftragter des Ordinarius 
bzw. des Dienstgebers unter Hinzuziehung eines 
Juristen – eventuell in Anwesenheit der beauf-
tragten Ansprechperson – den Beschuldigten zu 
den Vorwürfen an. Der Schutz des Betroffenen 
muss in jedem Fall sichergestellt sein, bevor das 
Gespräch stattfindet. 

	 Ist der Beschuldigte ein Kleriker und liegt wenig-
stens wahrscheinlich eine Straftat nach Nr. 2 b) 
oder c) dieser Ordnung vor, erfolgt die Anhörung 
nicht unmittelbar nach Nrn. 26 bis 32, sondern 
nach Maßgabe der Nrn. 36 bis 39.

27.	Der Beschuldigte kann eine Person seines Vertrau-
ens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt, hinzu-
ziehen. Hierauf ist der Beschuldigte hinzuweisen.

28.	Der Beschuldigte wird über das Recht der Aus-
sageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 § 
2 CIC). Wenn Priester beschuldigt werden, sind 
sie darauf hinzuweisen, dass sie unter allen Um-
ständen verpflichtet sind, das Beichtgeheimnis zu 
wahren (vgl. cann. 983 und 984 CIC1).

29.	Auf die Verpflichtung, tatsächliche Anhaltspunkte 
nach den Vorschriften der Nr. 33 den Strafver-
folgungs- und anderen zuständigen Behörden 
weiterzuleiten, ist hinzuweisen. Der Beschuldigte 
wird über die Möglichkeit zur Selbstanzeige bei 
den Strafverfolgungsbehörden informiert.

30.	Die Anhörung wird protokolliert. Das Protokoll 
sollte vom Protokollführer und dem Beschuldigten 
bzw. seinem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet 
werden. Sollte ein Einvernehmen nicht hergestellt 
werden können, besteht das Recht auf eine Gegen-
darstellung. Eine Ausfertigung des Protokolls wird 
dem Beschuldigten ausgehändigt. 

31.	Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers wird über das Ergebnis der Anhö-
rung informiert.

32.	Auch dem Beschuldigten gegenüber besteht die 
Pflicht zur Fürsorge. Er steht – unbeschadet er-
forderlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum 
Erweis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung.

	 Ist der Beschuldigte bereits verstorben, besteht 
weiterhin die Pflicht, seine Persönlichkeitsrechte 
zu wahren.

Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafver-
folgungs- und anderen zuständigen Behörden

33.	Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht einer Straftat nach dem 13. Abschnitt 

oder weiterer sexualbezogener Straftaten des 
Strafgesetzbuchs (StGB) an Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vorlie-
gen, leitet ein Vertreter des Ordinarius bzw. des 
kirchlichen Rechtsträgers die Informationen an 
die staatliche Strafverfolgungsbehörde und, soweit 
rechtlich geboten, an andere zuständige Behörden, 
z. B. (Landes-)Jugendamt, Schulaufsicht, weiter. 
Rechtliche Verpflichtungen anderer kirchlicher 
Organe bleiben unberührt.

34.	Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen 
an die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur aus-
nahmsweise, wenn dies dem ausdrücklichen 
Willen des Betroffenen bzw. seinem gesetzlichen 
Vertreter entspricht und der Verzicht auf eine Mit-
teilung rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind die 
Strafverfolgungsbehörden einzuschalten, wenn 
weitere Gefährdungen zu befürchten sind oder 
weitere mutmaßliche Betroffene ein Interesse an 
der strafrechtlichen Verfolgung der Taten haben 
könnten.

35.	Die Gründe für das Absehen von einer Weiter-
leitung gemäß Nr. 34 bedürfen einer genauen 
Dokumentation durch die das Gespräch führende 
Ansprechperson. Die Dokumentation ist von dem 
Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter in 
Anwesenheit eines Mitarbeiters einer externen 
Fachberatungsstelle zu unterzeichnen.

Besonderheiten im Falle von beschuldigten Kle-
rikern und Ordensangehörigen - Kirchenrecht-
liche Voruntersuchung gemäß can. 1717 § 1 CIC
36.	Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine 

Straftat eines Klerikers vorliegt, leitet der Or-
dinarius gemäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret 
eine kirchenrechtliche Voruntersuchung ein 
und benennt den Voruntersuchungsführer. Der 
Voruntersuchungsführer führt die Anhörung des 
Beschuldigten unter Beachtung der Nrn. 26 bis 32 
durch. Besteht die Gefahr, dass die Ermittlungs-
arbeit der Strafverfolgungsbehörden behindert 
wird, muss die kirchenrechtliche Voruntersuchung 
ausgesetzt werden.

37.	Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersu-
chung fasst der Voruntersuchungsführer in einem 
Bericht an den Ordinarius zusammen. 

	 Die Voruntersuchung wird mit einem Dekret ab-
geschlossen.

	 Die Voruntersuchungsakten sind gemäß can. 1719 
CIC zu verwahren.

38.	Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung 
den Verdacht sexuellen Missbrauchs, informiert 
der Ordinarius gemäß Art. 16 SST die Kongre-
gation für die Glaubenslehre, und zwar in allen 
Fällen, die nach dem 30. April 2001 zur Anzeige 

mentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben 
angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae de 
gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert unter 
Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das 
Bezugsdokument: SST.]

8 Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder 
Krankheit wehrlose Person, die 1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. 
seinem Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt über-
lassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
untergeordnet ist, (…). [StGB § 225 Abs. 1]
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gebracht worden sind, und insofern der Beschul-
digte noch am Leben ist, unabhängig davon, ob die 
kanonische Strafklage durch Verjährung erloschen 
ist oder nicht. Diese Information geschieht unter 
Verwendung eines Formblattes der Kongregation, 
unter Übersendung einer Kopie der Voruntersu-
chungsakten und unter Beifügung eines Votums 
des Ordinarius sowie einer Stellungnahme des 
Beschuldigten. Allein Sache der Kongregation ist 
es zu entscheiden, wie weiter vorzugehen ist: ob 
sie gegebenenfalls die Verjährung aufhebt (Art. 7 
§ 1 SST), ob sie die Sache an sich zieht (vgl. Art. 
21 § 2 n. 2 SST), ob die Entscheidung mittels eines 
gerichtlichen (Art. 21 § 1 SST) oder eines außerge-
richtlichen Strafverfahrens auf dem Verwaltungs-
wege (Art. 21 § 2 n.1 SST) getroffen werden soll.

39.	Wenn im Falle eines Ordensangehörigen der 
zuständige Obere der Auffassung ist, dass ge-
mäß can. 695 § 1 CIC eine Entlassung aus der 
Ordensgemeinschaft erforderlich sein kann, geht 
er gemäß can. 695 § 2 CIC vor.
Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

40.	Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver- 
dacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjäh-
rigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen vor, entscheidet der Ordinarius, Höhere Or-
densobere bzw. der Dienstgeber über das weitere 
Vorgehen unter Berücksichtigung der kirchen-, 
arbeits-, dienst- und auftragsrechtlichen Bestim-
mungen. Die Verpflichtung zur Weiterleitung der 
Informationen an die Strafverfolgungsbehörden 
aus Nr. 33 bleibt hiervon unberührt.

	 Im Falle von Klerikern kann der Ordinarius gemäß 
Art. 19 SST konkrete, in can. 1722 CIC aufge-
führte Maßnahmen verfügen (z. B. Freistellung 
vom Dienst; Fernhalten vom Dienstort bzw. Ar-
beitsplatz; Fernhalten von Tätigkeiten, bei denen 
Minderjährige gefährdet werden könnten).

	 Im Falle von sonstigen Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst kann der Dienstgeber verfügen, dass die 
verdächtigte Person vorübergehend vom Dienst 
freigestellt wird, bis der Sachverhalt aufgeklärt 
ist. Er hat durch geeignete und angemessene Maß-
nahmen sicherzustellen, dass sich die behauptete 
Handlung nicht wiederholen kann.

41.	Soweit für den staatlichen Bereich darüber hi-
nausgehende Regelungen gelten, finden diese 
entsprechende Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht  
nicht aufgeklärten Fällen

42.	Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs 
nach staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, z. 
B. weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsäch-
liche Anhaltspunkte bestehen, die die Annahme 

eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen 
oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
rechtfertigen, haben sich die zuständigen kirch-
lichen Stellen selbst um Aufklärung zu bemühen. 

	 Ist der Beschuldigte verstorben, besteht für die 
zuständigen kirchlichen Stellen weiterhin die 
Pflicht zur Aufarbeitung.

	 Die Nrn. 40 und 45 gelten entsprechend bei Kleri-
kern bis zu einer Entscheidung der Kongregation 
für die Glaubenslehre.

43.	Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches 
Gutachten zum Beschuldigten und ggf. auch ein 
Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des Be-
troffenen eingeholt werden.

	 Die Notwendigkeit der Einholung solcher Gutach-
ten ist sorgfältig zu prüfen und zu dokumentieren.

Maßnahmen im Falle einer fälschlichen  
Beschuldigung

44.	Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht 
im Falle eines Klerikers als unbegründet, ist dies 
durch den Ordinarius im Abschlussdekret der 
kirchenrechtlichen Voruntersuchung festzuhalten. 
Dieses Dekret ist zusammen mit den Untersu-
chungsakten gemäß can. 1719 CIC zu verwahren. 

	 Im Falle eines anderen Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst ist die Unbegründetheit einer Beschuldigung 
oder eines Verdachts schriftlich festzuhalten. 

	 Stellt sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht 
nach gründlicher Prüfung als unbegründet heraus, 
so ist seitens des Ordinarius, des Höheren Orden-
soberen, des Dienstgebers oder des Auftraggebers 
im Einvernehmen mit der entsprechenden Person 
alles zu tun, was die entsprechende Person reha-
bilitiert und schützt.

D.	Hilfen
Informationspflicht gegenüber Betroffenen  

und Hilfen für Betroffene
45.	Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete 

Person benennt, unterrichtet er die beauftragte An-
sprechperson über die beschlossenen Maßnahmen 
und den jeweiligen Stand der Umsetzung, damit 
diese den Betroffenen bzw. seinen gesetzlichen 
Vertreter davon in Kenntnis setzen kann.

46.	Dem Betroffenen, seinen Angehörigen, Nahe-
stehenden und Hinterbliebenen werden Hilfen 
angeboten oder vermittelt. Die Hilfsangebote 
orientieren sich an dem jeweiligen Einzelfall. Zu 
den Hilfsangeboten gehören insbesondere seel-
sorgliche und therapeutische Hilfen.

	 Wenn der Wunsch nach einem Gespräch mit einem 
Leitungsverantwortlichen besteht, ist dem Rech-
nung zu tragen.

9 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 
betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachverstand zu gewährleisten.
10 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n.5 SST.
11 Vgl. auch  Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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	 Es können auch Hilfen nichtkirchlicher Einrich-
tungen in Anspruch genommen werden. Diese 
Möglichkeit besteht auch bei Verjährung oder 
wenn der Beschuldigte verstorben ist. Unabhängig 
davon können Betroffene „Leistungen in Anerken-
nung des Leids, das Opfern sexuellen Missbrauchs 
zugefügt wurde“ beantragen.

47.	Für die Entscheidung zur Gewährung von konkreten 
Hilfen ist der Ordinarius zuständig; für selbständige 
kirchliche Einrichtungen deren Rechtsträger.

48.	Bei der Umsetzung der Hilfen für einen Betrof-
fenen ist eng mit dem zuständigen Jugendamt oder 
anderen Fachstellen zusammenzuarbeiten.

	 Hierfür stellt der Ordinarius diesen Stellen alle 
erforderlichen Informationen zur Verfügung.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, 
Dekanate und Pfarreien

49.	Die zuständigen Personen der betroffenen kirch-
lichen Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien 
werden von dem Ordinarius unter Wahrung der 
Rechte der Beteiligten über den Stand eines lau-
fenden Verfahrens informiert. Sie und ihre Ein-
richtungen bzw. Dekanate und Pfarreien können 
Unterstützung erhalten, um die mit dem Verfahren 
und der Aufarbeitung zusammenhängenden Bela-
stungen bewältigen zu können.

E. 	Konsequenzen für den Täter
50.	Gegen im kirchlichen Dienst Beschäftigte, die 

Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene sexuell missbraucht haben oder bei 
denen tatsächliche Anhaltspunkte für einen se-
xuellen Missbrauch vorliegen, wird im Einklang 
mit den jeweiligen staatlichen und kirchlichen 
dienstrechtlichen Regelungen vorgegangen.

51.	Täter, die nach Nr. 2 a), 2 b) oder 2 c) verurteilt 
wurden, werden nicht in der Arbeit mit Min-
derjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen im kirchlichen Bereich eingesetzt.

	 Bei Tätern, bei denen nachgewiesene Handlungen 
nach Nr. 2 d) vorliegen, wird im Einzelfall über 
den weiteren Einsatz entschieden.

52.	Der Einsatz eines Täters im Seelsorgedienst, der 
Handlungen nach den Nrn. 2 a), 2 b) oder 2 c) 
begangen hat, ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

	 Insbesondere unter Berücksichtigung der Schwere 
der Tat und der Folgen für den Betroffenen, kann 
im Ausnahmefall die Zuweisung eines Seelsorge-
dienstes allenfalls dann in Betracht gezogen wer-
den, wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr für 
Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene darstellt und der Einsatz kein Ärger-
nis hervorruft. Dem Betroffenen muss Gelegenheit 

gegeben werden, sich hierzu zu äußern. 
	 Zur Risikoabschätzung ist zudem ein forensisch-

psychiatrisches Gutachten einzuholen.
	 Bei seiner Entscheidung wird der Ordinarius 

zudem berücksichtigen, ob eine aktive Verant-
wortungsübernahme durch den Täter vorliegt.

	 Bei nachgewiesenen Handlungen nach Nr. 2 d) 
kann ein Seelsorgedienst zugewiesen oder fort-
gesetzt werden, wenn der bestimmte Dienst keine 
Gefahr für Minderjährige oder schutz- oder hilf-
ebedürftige Erwachsene darstellt und der Einsatz 
kein Ärgernis hervorruft. Dem Betroffenen muss 
Gelegenheit gegeben werden, sich hierzu zu äußern. 
Zur Risikoabschätzung kann zudem ein forensisch-
psychiatrisches Gutachten eingeholt werden. Bei 
seiner Entscheidung wird der Ordinarius zudem 
berücksichtigen, ob eine aktive Verantwortungsü-
bernahme durch den Täter vorliegt. 

	 Bei diesen Maßnahmen ist es unerheblich, ob die 
Tat verjährt ist.

	 Täter, bei denen eine behandelbare psychische 
Störung vorliegt, sollen sich einer Therapie unter-
ziehen.

53.	Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, 
dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder 
Auflagen eingehalten werden. Das gilt bei Kleri-
kern auch für die Zeit des Ruhestands.

54.	Bei einem Mitglied einer Ordensgemeinschaft, bei 
dem ein Delikt des sexuellen Missbrauchs nach 
can. 1395 § 2 CIC nachgewiesen ist, ist entspre-
chend Nr. 39 vorzugehen. 

55.	Wechselt ein Täter, der Handlungen nach den Nrn. 
2 a), 2 b) oder 2 c) begangen hat, zu einem neuen 
Dienstgeber oder einem neuen Dienstvorgesetzten, 
wird dieser durch den bisherigen Dienstgeber bzw. 
Dienstvorgesetzten über die besondere Problema-
tik und eventuelle Auflagen unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorschriften schriftlich informiert. 
Bei Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes 
eines Klerikers oder eines Ordensangehörigen 
in eine andere Diözese wird der Diözesanbischof 
bzw. der Ordensobere, in dessen Jurisdiktionsbe-
reich der Täter sich künftig aufhält, entsprechend 
der vorstehenden Regelung in Kenntnis gesetzt. 
Gleiches gilt gegenüber einem neuen kirchlichen 
Dienstgeber bzw. Dienstvorgesetzten und auch 
dann, wenn der sexuelle Missbrauch nach Verset-
zung bzw. Verlegung des Wohnsitzes sowie nach 
dem Eintritt in den Ruhestand bekannt wird.

	 Der Erhalt der Information ist durch den neuen 
Dienstgeber schriftlich zu bestätigen und entspre-
chend zu dokumentieren. Die informationspflich-
tige kirchliche Stelle hat den Nachweis über die 
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erfolgte Information zu führen.
	 Eine Informationspflicht in oben genanntem Sinne 

kann unter Wahrung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit im Einzelfall auch bestehen, wenn ein 
Beschäftigter Handlungen nach Nr. 2 d) begangen 
hat. 

F. 	Öffentlichkeit
56.	Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persön-

lichkeitsschutzes der Beteiligten in angemessener 
Weise informiert.

G. 	Vorgehen bei sexuellem Missbrauch Minder-
jähriger oder schutz- oder hilfebedürftiger Er-
wachsener durch ehrenamtlich tätige Personen

57.	Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Min-
derjähriger oder schutz- oder hilfebedürftiger Er-
wachsener durch ehrenamtlich tätige Personen im 
kirchlichen Bereich gilt diese Ordnung bezüglich 
der notwendigen Verfahrensschritte, Hilfsange-
bote und sonstigen Konsequenzen entsprechend. 

	 Für die Weiterleitung von Informationen gelten 
die datenschutzrechtlichen Regelungen für die im 
kirchlichen Dienst Beschäftigten entsprechend.

58.	In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen gelten die Vorschriften des Bundes-
kinderschutzgesetzes und des Bundesteilhabe-
gesetzes. Personen, die sexuellen Missbrauch an 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen begangen haben, werden in der 
ehrenamtlichen Arbeit mit Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
kirchlichen Bereich nicht eingesetzt (vgl. z. B. § 
72a Abs. 4 SGB VIII).

H.	Datenschutz, Auskunft und Akteneinsicht
59.	Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung und 

Konkretisierung dieser Ordnung durch den Di-
özesanbischof erlassene Rechtsvorschriften auf 
personenbezogene Daten einschließlich deren 
Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den 
Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG) sowie der Anordnung über die 
Sicherung und Nutzung der Archive der katholi-
schen Kirche (Kirchliche Archivordnung – KAO) 
vor, sofern sie deren Datenschutzniveau nicht 
unterschreiten. Im Übrigen gelten das Gesetz über 
den Kirchlichen Datenschutz (KDG), die zu seiner 
Durchführung erlassene Ordnung (KDG-DVO) 
sowie die Kirchliche Archivordnung (KAO).12

60.	Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen 
richten sich nach den jeweiligen Vorschriften über 
die Aufbewahrungsfristen für Personalakten, 
Voruntersuchungsakten etc. Für die Zeit der Auf-
bewahrung sind die Unterlagen vor unbefugten 

Zugriffen in besonderem Maße zu sichern. 
	 Im Übrigen ersetzt die ordnungsgemäße Archivie-

rung von gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 Kirchliche 
Archivordnung (KAO) anzubietenden und zu 
übergebenden Unterlagen die nach dem KDG oder 
anderen kirchlichen oder staatlichen Rechtsvor-
schriften erforderliche Löschung, wenn die Ar-
chivierung so erfolgt, dass Persönlichkeitsrechte 
des Betroffenen oder Dritter nicht beeinträchtigt 
werden.

61.	An Verfahren nach dieser Ordnung beteiligte Per-
sonen haben Anspruch darauf, Auskunft über sie 
persönlich betreffende Informationen zu erhalten. 

	 Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte bestimmen 
sich nach den jeweils geltenden rechtlichen Vor-
schriften.

I.	 Inkrafttreten und Geltungsdauer
62.	Die vorstehende Ordnung wird zum 01.01.2020 

in Kraft gesetzt. Diese Ordnung soll innerhalb 
von fünf Jahren ab Inkrafttreten einer Evaluation 
unterzogen werden.

Würzburg, den 18. November 2019
H a m b u r g, 28. November 2019

L.S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg

Art.: 129

Festlegung von Terminen und Fristen nach 
§ 1 Absatz 4 des Gesetzes über die  

Besetzung der Verwaltungsorgane der 
Kirchengemeinden im Erzbistum Hamburg 
(VwOBG), § 1 Absatz 5 des Gesetzes über 

die Wahl der Gemeindeteams im Erz- 
bistum Hamburg (GTWahlG) für die  

Wahlen zu den Kirchenvorständen und  
Gemeindeteams in den katholischen 

Kirchengemeinden (Pfarreien) St. Anna 
(Schwerin), St. Ansverus (Ahrensburg), St. 

Maria (Hamburg-Blankenese),  
Heiliger Martin (Elmshorn), Stella Maris 

(Flensburg) und St. Vicelin (Eutin)
Hiermit lege ich für die zum 22. November 2020 
stattfindenden Wahlen zu den Kirchenvorständen und 
Gemeindeteams in den katholischen Kirchengemein-
den (Pfarreien) St. Anna (Schwerin), St. Ansverus 
(Ahrensburg), St. Maria (Hamburg-Blankenese), Hei-
liger Martin (Elmshorn), Stella Maris (Flensburg) und 
St. Vicelin (Eutin) sowie für die Besetzung der Fach-
ausschüsse die folgenden Termine und Fristen fest.

12 Hinweis: Nähere Regelungen zum Umgang mit personenbezogenen Daten in 
Protokollen und sonstigen Unterlagen kann der Diözesanbischof bzw. können die 
arbeitsrechtlichen Kommissionen erlassen.
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Erster Teil. Kirchenvorstand und Gemeindeteams
Abkürzungen:	KV - Kirchenvorstand   GT - Gemeindeteam   PPR - Pfarrpastoralrat   WV - Wahlvorstand

Nr. Datum Aufgabe, Norm Verantwortlicher
1 bis Sonntag, 

22. März 2020
KV-Bereich: Festlegung der Kandidatenzahl für 
die nächste Amtszeit, 
9 bis 15 Personen; § 2 VwOBG
GT-Bereich: Festlegung der Kandidatenzahl für 
die nächste Amtszeit, 
3 bis 5 Personen; § 2 GTWahlG

KV-Bereich: PPR im 
Benehmen mit dem amtie-
renden KV
GT-Bereich: PPR

2 bis Sonntag,  
29. März 2020

Konstituierende Sitzung des WV; § 4 Absatz 1 
VwOBG/GTWahlG
Für die Wahlen zum KV und zu den GTs sollen 
getrennte Wahlvorstände eingerichtet werden; § 
1 Absatz 2 VwOBG; § 1 Absatz 3 GTWahlG

KV-Bereich: Wahl der 
Mitglieder des WVs durch 
amtierenden KV; § 4 Ab-
satz 2 VwOBG
GT-Bereich: Jedes amtie-
rende GT wählt ein Mit-
glied und entsendet dieses 
in den WV oder PPR legt 
Anzahl fest und wählt; § 4 
Absatz 2 GTWahlG

3 Samstag,  
25. April 2020

Beginn der Kandidatensuche; § 9 Absatz 1 
VwOBG/GTWahlG

4 Sa./So., 25./26. 
April 2020 
bis 
Sa./So., 30./31. Mai 
2020

Vermeldung in den Gottesdiensten (Samstag/
Sonntag), dass Kandidaten vorgeschlagen wer-
den oder sich bewerben sollen; 
§ 9 Absatz 1 und 3 VwOBG/GTWahlG
Während des gesamten Zeitraumes ist durch ge-
eignete Maßnahmen (Pfarrbrief, Internetpräsenz, 
Aushänge, …) auf die Kandidatensuche hinzu-
weisen; § 9 Absatz 1 Satz 2 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand1

5 Sonntag,  
31. Mai 2020

Ende der Kandidatensuche; § 9 Absatz 1 VwOBG/
GTWahlG

6 Montag,  
1. Juni 2020 
bis 
Sonntag,  
21. Juni 2020

Prüfung der Kandidatenvorschläge hinsichtlich 
der Wählbarkeitsvoraussetzungen; § 9 Absatz 4 
VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

7 Montag,  
22. Juni 2020

a) Schriftliche Information an die vorgeschla-
genen Kandidaten, dass sie vorgeschlagen wor-
den sind + Überlegungsfrist mit Aufforderung 
zur Abgabe einer Bereitschaftserklärung; § 9 
Absatz 5 VwOBG/GTWahlG
(Selbst-Bewerber brauchen nicht angeschrieben 
zu werden; diese haben mit ihrer Bewerbung 
bereits eine Bereitschaftserklärung abgegeben; § 
9 Absatz 3 VwOBG/GTWahlG)
oder
b) Schriftliche Information an diejenigen Kan-
didaten (Vorgeschlagene und Bewerber), die der 
WV für nicht wählbar erachtet; 
§ 9 Absatz 6 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

1 Der Wahlvorstand kann sich bei der Vorbereitung der Wahl zur Erfüllung seiner 
Aufgaben Dritter bedienen; § 5 Satz 2 VwOBG/GTWahlG
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8 ca. Donnerstag,  
25. Juni 2020

Beginn der Einspruchsfrist für abgelehnte Kan-
didaten (Nr. 7 b); 
§ 9 Absatz 6 Satz 2 VwOBG/GTWahlG
Im Falle der Ablehnung eines Kandidaten (Nr. 
7 b) gilt das Ablehnungsschreiben dem Kandi-
daten am dritten Tage nach Aufgabe des Schrei-
bens zur Post als bekanntgegeben; dies gilt 
nicht, wenn das Schreiben nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist; § 1 Absatz 
5 VwOBG/ § 1 Absatz 6 GTWahlG [Bei einem 
späteren Zugang können die Fristen variieren.]

Kandidaten

9 Donnerstag,  
21. Juni 2020
bis
Sonntag,  
04. August 2020

Sommerferien in Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern

10 ca. Donnerstag,  
2. Juli 2020

Ablauf der Einspruchsfrist für abgelehnte Kandi-
daten (Nr. 7 b); 
§ 9 Absatz 6 Satz 2 VwOBG/GTWahlG
[Die Fristen können variieren; vgl. den Hinweis 
bei Ziffer 6.]

11 binnen 1 Woche 
ab Zugang eines 
Einspruchs

Entscheidung des EGV über Einsprüche abge-
lehnter Kandidaten;
§ 9 Absatz 6 Satz 3 VwOBG/GTWahlG

EGV

12 bis Sonntag,  
12. Juli 2020

Ende der Überlegungsfrist (Nr. 7 a) und Zugang 
der Bereitschafts-erklärungen beim WV derjeni-
gen Kandidaten, die vorgeschlagen worden sind; 
§ 9 Absatz 5 Satz 2 VwOBG/GTWahlG
Hinweis: letzte Möglichkeit zur Änderung der 
Kandidatenzahl;
§ 9 Absatz 7 Satz 3 VwOBG/GTWahlG

Kandidaten

13 nach Entscheidung 
über Einsprüche 
nach Nr. 10
(ca. Montag b. 
Mittwoch, 
13. - 15. Juli 2020)

Kandidaten stehen fest à ab jetzt kann die 
Kandidatenliste erstellt werden. Diese muss bis 
Sonntag, den 30. August 2020 fertig sein; 
§ 11 Absatz 1 Satz 1 VwOBG/GTWahlG

Die Bekanntmachung der Kandidatenliste erfolgt 
zu einem späteren Zeitpunkt (Nr. 19 b).

Wahlvorstand

14 Samstag,  
22. August 2020

Stichtag für das Wählerverzeichnis (3 Monate 
vor dem WT); 
§ 7 Absatz 1 VwOBG/GTWahlG

EGV

15 ab Montag,  
24. August 2020

Erstellung des Wählerverzeichnisses; 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 VwOBG/GTWahlG

EGV
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16 Samstag/Sonntag, 
22./23. August 
2020

Vermeldung in den Gottesdiensten, dass das 
Wählerverzeichnis und die Kandidatenliste ab 
Montag, den 31. August ausgelegt werden + 
Hinweis auf Einspruchsrecht hinsichtlich des 
Wählerverzeichnisses;
§ 10 Absatz 2 Satz 3 VwOBG/GTWahlG
Darüber hinaus ist durch geeignete Maßnahmen 
(Pfarrbrief, Internetpräsenz, Aushänge, …) auf 
die Auslegung und das Einspruchsrecht hinsicht-
lich des Wählerverzeichnisses hinzuweisen; 
§ 10 Absatz 2 Satz 4 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

17 Samstag/Sonntag, 
29./ 30. August 
2020 und 
05./06. September 
2020

Vermeldung in den Gottesdiensten, dass das 
Wählerverzeichnis und die Kandidatenliste ab 
Montag, den 31. August für die Dauer von 2 Wo-
chen ausgelegt werden + Hinweis auf Einspruchs-
recht hinsichtlich des Wählerverzeichnisses;
§ 10 Absatz 2 Satz 3 VwOBG/GTWahlG
Darüber hinaus ist durch geeignete Maßnahmen 
(Pfarrbrief, Internetpräsenz, Aushänge, …) auf 
die Auslegung und das Einspruchsrecht hinsicht-
lich des Wählerverzeichnisses hinzuweisen; 
§ 10 Absatz 2 Satz 4 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

18 bis Sonntag,  
30. August 2020

Erstellung der Kandidatenliste unter Berück-
sichtigung der Entscheidung von ggf. erfolgten 
Einsprüchen abgelehnter Kandidaten; § 11 Absatz 
1 Satz 1 VwOBG/GTWahlG

19 Montag,  
31. August 2020

a) Auslegung des Wählerverzeichnisses für die 
Dauer von zwei Wochen;
§ 10 Absatz 2 Satz 1 VwOBG/GTWahlG
+ Beginn der Einspruchsfrist gegen das Wähler-
verzeichnis;
§ 10 Absatz 3 Satz 1 VwOBG/GTWahlG
b) Auslegung/Bekanntmachung der Kandida-
tenliste für die Dauer bis zum Wahltermin; § 11 
Absatz 2 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

20 Montag,  
14. September 2020

Ende der Auslegungsfrist für das Wählerverzeich-
nis und Ende der Einspruchsfrist (Nr. 19 a); § 10 
Absatz 3 Satz 1 VwOBG/GTWahlG

21 bis ca. Freitag,  
25. September 
2020

Entscheidung über Einsprüche gegen das Wäh-
lerverzeichnis und anschließend ggf. Anpassung 
des Wählerverzeichnisses

EGV

22 ab Freitag, 
02. Oktober 2020

Herstellung der Wahlunterlagen EGV

23 bis Freitag,  
30. Oktober 2020

Versand der Wahlunterlagen; § 12 Absatz 2 
VwOBG/GTWahlG

EGV
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24 Samstag,  
31. Oktober 2020 
bis 
Sonntag, 
22. November 
2020, 18 h

Wahlportal online; § 14 Absatz 1 VwOBG/GT-
WahlG
Die elektronische Stimmabgabe ist möglich ab 
der Freischaltung des Wahlportals bis 18 Uhr am 
Tag des Wahltermins; 
§ 14 Absatz 5 VwOBG/GTWahlG

EGV
Wähler

25 ab Zugang der 
Wahlunterlagen  
(ca. Samstag, 
31. Oktober 2020)

Beantragung von Briefwahlunterlagen; 
§  12 Absatz 4 VwOBG/GTWahlG
Die Briefwahlunterlagen müssen dem Wahlvor-
stand bis 18 Uhr am Tag des Wahltermins zuge-
gangen sein; § 15 VwOBG/GTWahlG

Wähler

26 Sonntag,  
22. November 
2020

Wahltermin

27 bis Sonntag,  
29. November 2020

öffentliche Bekanntgabe des Wahlergebnisses in 
geeigneter Weise,
insbesondere durch Vermeldung in den Gottes-
diensten, die am Sonnabend und Sonntag nach 
dem Wahltermin stattfinden + Hinweis auf das 
Recht zur Anfechtung; § 22 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

28 bis Sonntag, 
13. Dezember 2020

Möglichkeit der Wahlanfechtung; § 24 Absatz 1 
VwOBG/GTWahlG

Wähler
Kandidaten

29 ab Zugang der 
Anfechtung

Entscheidung über Wahlanfechtung binnen zwei 
Wochen ab Zugang der Anfechtung; § 24 Absatz 
2 VwOBG/GTWahlG

Wahlvorstand

30 innerhalb einer 
Woche ab Be-
kanntgabe der 
Entscheidung über 
die Anfechtung

Beschwerde gegen den Beschluss über die An-
fechtung an das EGV + Entscheidung durch das 
EGV binnen einer Woche; 
§ 25 VwOBG/GTWahlG

Wähler
Kandidaten
EGV

31 bis Freitag, 
22. Januar 2021

Konstituierende Sitzung des KV und der Ge-
meindeteams;
§ 29 Absatz 1 VwOBG/GTWahlG

Pfarrer

Zweiter Teil. Fachausschüsse
Abkürzungen: 
KV - Kirchenvorstand   WV - Wahlvorstand   VBA - Vorbereitungsausschuss   VPA - Vorprüfungsausschuss

Nr. Datum Aufgabe, Norm Verantwortlicher
1 bis Sonntag,  

3. Mai 2020
Festlegung der Kandidatenzahl je Fachausschuss; 
§ 31 VwOBG

amtierender KV

2 bis Sonntag,  
10. Mai 2020

Bildung des Vorbereitungsausschusses, der aus 
vier vom Kirchenvorstand entweder aus seiner 
Mitte oder aus der Mitte der volljährigen Mitglie-
der der Kirchengemeinde berufenen Mitgliedern, 
die selbst nicht für die Mitarbeit in einem FA zur 
Verfügung stehen, besteht;  § 32 VwOBG

amtierender KV

3 Samstag,  
06. Juni 2020

Beginn der Kandidatensuche; § 33 Absatz 1 
VwOBG
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4 Sa./So.,  
06./07. Juni 2020 
bis 
Sa./So.,  
4./5. Juli 2020

Vermeldung in den Gottesdiensten (Samstag/
Sonntag), dass Kandidaten vorgeschlagen werden 
oder sich bewerben sollen; 
§ 33 Absatz 1 und 4 VwOBG
Während des gesamten Zeitraumes ist durch ge-
eignete Maßnahmen (Pfarrbrief, Internetpräsenz, 
Aushänge, …) auf die Kandidatensuche hinzuwei-
sen; § 33 Absatz 2 VwOBG

Vorbereitungsausschuss

5 ab Samstag,  
06. Juni 2020

Informationsveranstaltung Fachausschusswesen; 
§ 33 Absatz 2 Satz 3 VwOBG

Vorbereitungsausschuss

6 Donnerstag, 2 
1. Juni 2020 
bis 
Sonntag,  
04. August 2020

Sommerferien in Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern

7 Sonntag,  
5. Juli 2020

Ende der Kandidatensuche; § 33 Absatz 1 
VwOBG

8 bis Sonntag, 
13. September 2020

Prüfung der Vorschläge und Bewerbungen hin-
sichtlich der Wählbarkeitsvoraussetzungen, keine 
inhaltliche Prüfung der weiteren Bewerbungsvor-
aussetzungen; § 33 Absatz 5 VwOBG
Prüfung auch, ob die Bereitschaftserklärung voll-
ständig abgegeben wurde; § 34 Satz 1 VwOBG

Vorbereitungsausschuss

9 Montag,  
14. September 2020

a) Schriftliche Information an die vorgeschla-
genen Kandidaten, dass sie vorgeschlagen wor-
den sind + Überlegungsfrist mit Aufforderung 
zur Abgabe einer Bereitschaftserklärung; § 33 
Absatz 6 VwOBG
(Selbst-Bewerber brauchen nicht angeschrieben 
zu werden; diese haben mit ihrer Bewerbung 
bereits eine Bereitschaftserklärung abgegeben; § 
33 Absatz 4 VwOBG)
oder
b) Schriftliche Information an diejenigen Kan-
didaten (Vorgeschlagene und Bewerber), die der 
VB für nicht wählbar erachtet; § 33 Absatz 6 
VwOBG

Vorbereitungsausschuss

10 ca. Donnerstag,  
17. September 2020

Beginn der Einspruchsfrist für abgelehnte Kan-
didaten (Nr. 9 b); 
§  33 Absatz 7 Satz 2 VwOBG
Im Falle der Ablehnung eines Kandidaten (Nr. 9 
b) gilt das Ablehnungsschreiben dem Kandidaten 
am dritten Tage nach Aufgabe des Schreibens 
zur Post als bekanntgegeben; dies gilt nicht, 
wenn das Schreiben nicht oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt zugegangen ist; § 1 V VwOBG 
[Bei einem späteren Zugang könne die Fristen 
variieren.]

Kandidaten
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11 ca. Donnerstag,  
24. September 2020

Ablauf der Einspruchsfrist für abgelehnte Kandi-
daten (Nr. 9 b); 
§ 33 Absatz 7 Satz 2 VwOBG/GTWahlG
[Die Fristen können variieren; vgl. den Hinweis 
bei Ziffer 10.]

12 binnen 1 Woche ab 
Zugang eines Ein-
spruchs

Entscheidung des EGV über Einsprüche abgelehn-
ter Kandidaten;
§ 33 Absatz 7 Satz 3 VwOBG

EGV

13 Sonntag,  
4. Oktober 2020

Ende der Überlegungsfrist (Nr. 9 a) und Zugang 
der Bereitschafts-erklärungen beim VBA der-
jenigen Kandidaten, die vorgeschlagen worden 
sind; § 33 Absatz 6 Satz 2 VwOBG

Kandidaten

14 nach Entscheidung 
über Einsprüche 
nach Nr. 12 
(ca. Mittwoch b. 
Freitag, 
07. bis 09. Oktober 
2020)

Kandidaten stehen fest 

15 bis Sonntag, 
1. November 2020

Feststellung der Kandidatenpools gegenüber dem 
amtierenden KV
Alle Kandidaten, die eine vollständige Bereit-
schaftserklärung abgegeben haben, bilden je Fach-
ausschuss einen Kandidatenpool. Bei der Bildung 
der Kandidatenpools erfolgt keine bewertende 
Prüfung der fachlichen und zeitlichen Vorausset-
zungen; § 34 VwOBG

Vorbereitungsausschuss

16 Sonntag,  
22. November 2020 Wahltermin

17 bis Sonntag,  
29. November 2020

öffentliche Bekanntgabe des Wahlergebnisses der 
KV-Wahl in geeigneter Weise; § 22 VwOBG

Wahlvorstand

18 ab Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses

Bildung eines Vorprüfungsausschusses, dem 
mindestens die Hälfte der Mitglieder des neuen 
KVs angehört. Zu diesem Zweck tritt entweder 
der neue KV auf Einladung des Pfarrers zu-
sammen oder verständigt sich auf die Mitglie-
der des Vorprüfungsausschusses im Wege des 
elektronischen Umlaufverfahrens; § 35 Absatz 1 
VwOBG

Pfarrer
neuer KV

19 bis zur konstitu-
ierenden Sitzung 
des neu gewählten 
KVs, diese findet 
spätestens am 
Freitag, 22. Januar 
2021 statt

Prüfung der Eignung der Personen der Kandi-
datenpools nach Maßgabe der fachlichen Qua-
lifikation und der zeitlichen Ressourcen mit 
dem Ziel der Erstellung einer Vorschlagsliste je 
Fachausschuss für den neu gewählten KV; § 35 
Absatz 2 VwOBG

Vorprüfungsausschuss

20 bis Freitag, 
22. Januar 2021

Konstituierende Sitzung des neu gewählten KV, 
in der auf Grundlage der Vorschlagslisten (Nr. 
19) die Mitglieder der Fachausschüsse zu wählen 
und zu berufen sind; § 36 VwOBG

neuer KV

Hamburg, den 2. Dezember 2019  
L.S.  Ansgar Thim  

Erzbischöflicher Generalvikar
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Art.: 130

Dekret über die Aufhebung von katho-
lischen Pfarreien in Hamburg-Barmbek 

und Hamburg-Hamm sowie über die  
Errichtung der katholischen Pfarrei  
St. Franziskus und Gesetz über die  
Neuordnung des Vermögens dieser  

kirchlichen Körperschaften
Gemäß den Eckpunkten für das Verständnis und 
die Entwicklung Pastoraler Räume im Erzbistum 
Hamburg vom 3. Februar 2010 kommt es bei der 
Entwicklung eines Pastoralen Raumes im Erzbistum 
Hamburg zur Aufhebung bestehender Pfarreien und 
zur Errichtung neuer Pfarreien. Pfarreien zu errichten, 
aufzuheben oder sie zu verändern, ist gemäß Canon 
515 § 2 des Codex Iuris Canonici (CIC) allein Sache 
des Diözesanbischofs, der zuvor den Priesterrat an-
zuhören hat.
Nach Anhörung des Priesterrates auf seiner Sitzung 
am 18. Juni 2019 werden hiermit folgendes Dekret 
und Gesetz erlassen:

I. Teil: Dekret über die Aufhebung von Pfarreien  
            und die Errichtung einer Pfarrei
1.	 Im Rahmen der Entwicklung des Pastoralen 

Raumes Barmbek-Hamm werden mit Ablauf des 
25. April 2020 die katholischen Pfarreien
a)	 St. Franziskus, Lämmersieth 38a, 22305 Ham-

burg-Barmbek und
b)	 Herz Jesu, Bei der Hammer Kirche 12, 20535 Ham- 

burg-Hamm
	 aufgehoben;
2.	 zugleich wird mit Wirkung vom 26. April 2020 

die katholische Pfarrei mit Namen St. Franziskus, 
Speckenreye 41, 22119 Hamburg-Horn, errichtet.

Darüber hinaus wird Folgendes angeordnet:
3.	 Die gemäß Nummer 2 errichtete katholische Pfarrei 

St. Franziskus ist eine öffentliche juristische Person 
des kanonischen Rechts und für den staatlichen 
Rechtskreis als Kirchengemeinde Körperschaft 
öffentlichen Rechts vorbehaltlich des öffentlichen 
Rechts.

4.	 Die katholische Pfarrei St. Franziskus führt ein 
Dienstsiegel.

5.	 Das Gebiet der katholischen Pfarrei St. Franziskus 
umfasst das Gebiet der bisherigen, nach Nummer 
1 aufgehobenen katholischen Pfarreien.

6.	 Die Kirchenbücher und Akten der gemäß Nummer 
1 aufgehobenen katholischen Pfarreien werden 
zum Zeitpunkt der Aufhebung dieser Pfarreien 

geschlossen und von der katholischen Pfarrei St. 
Franziskus in sichere Verwahrung genommen. Ab 
dem Zeitpunkt der Wirksamkeit ihrer Errichtung 
nimmt ausschließlich die katholische Pfarrei St. 
Franziskus erforderliche Eintragungen in neu 
anzulegende Kirchenbücher vor.

7.	 Sämtliche Aufgaben der gemäß Nummer 1 auf-
gehobenen katholischen Pfarreien gehen auf die 
gemäß Nummer 2 errichtete katholische Pfarrei St. 
Franziskus über. Das von den gemäß Nummer 1 
aufgehobenen katholischen Pfarreien gemeinsam 
erarbeitete und dem Erzbischof von Hamburg 
vorgelegte Pastoralkonzept gilt für die gemäß 
Nummer 2 neu errichtete Pfarrei fort und wird 
von ihr weiterentwickelt.

II. Teil: Gesetz über die Neuordnung des Vermögens
Gemäß der aufgrund Canon 391 CIC gegebenen Ge-
setzgebungskraft und in Ausübung des kirchlichen 
Selbstbestimmungsrechts aufgrund Artikel 140 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzblatt 1949, Teil I., 
Seite 1 ff.) in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 3 der 
Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 
1919 (Reichsgesetzblatt 1919, Seite 1383 ff.) sowie 
Ziffer 4 des Schlussprotokolls zum Vertrag zwischen 
dem Heiligen Stuhl und der Freien und Hansestadt 
Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern und 
dem Land Schleswig-Holstein über die Errichtung 
von Erzbistum und Kirchenprovinz Hamburg vom 
22. September 1994 (Kirchliches Amtsblatt für die 
Erzdiözese Hamburg, Band 1, Nummer 1, Seite 1 ff., 
vom 27. Januar 1995, Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1995, Teil I, Seite 31  ff., Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 1994, 
Seite 486 ff., Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Mecklenburg-Vorpommern 1994, Seite 1026 ff.) wird 
Folgendes gesetzlich angeordnet:

§ 1 
Rechtsnachfolge

(1)	Die gemäß Teil I., Nummer 2 neu errichtete katho-
lische Kirchengemeinde (Pfarrei) St. Franziskus, 
Speckenreye 41, 22119 Hamburg-Horn, ist ab dem 
Zeitpunkt der Wirksamkeit ihrer Errichtung Ge-
samtrechtsnachfolgerin der nach Teil I., Nummer 
1 dieser Urkunde aufgehobenen katholischen 
Kirchengemeinden St. Franziskus, Lämmersieth 
38a, 22305 Hamburg-Barmbek und Herz Jesu, 
Bei der Hammer Kirche 12, 20535 Hamburg- 
Hamm.

(2)	Insbesondere gehen sämtliche Dienstverhältnisse 
der gemäß Teil I., Nummer 1 aufgehobenen ka-
tholischen Kirchengemeinden uneingeschränkt 
auf die gemäß Teil I., Nummer  2 errichtete 
katholische Kirchengemeinde St. Franziskus 
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über. Kündigungen wegen dieses Übergangs 
sind unwirksam. Das Recht zur Kündigung von 
Dienstverhältnissen aus anderen Gründen bleibt 
unberührt.

§ 2 
Neuordnung des Grundvermögens

Das Grundvermögen der katholischen Kirchenge-
meinden St. Franziskus, Lämmersieth 38a, 22305 
Hamburg-Barmbek und Herz Jesu, Bei der Hammer 
Kirche 12, 20535 Hamburg-Hamm, wird wie folgt 
neu geordnet:
Das jeweilige Eigentum an den nachfolgend auf-
geführten Grundstücken geht mit allen Rechten, 
Pflichten und Bestandteilen von der jeweiligen gemäß 
Teil I., Nummer 1 dieser Urkunde aufgehobenen ka-
tholischen Kirchengemeinde auf die gemäß Teil I., 
Nummer 2 errichtete katholische Kirchengemeinde 
St. Franziskus, 22119 Hamburg-Horn am 26. April 
2020 über:

1.	 von der katholischen Kirchengemeinde St. 
Franziskus, Hamburg-Barmbek:
a)	 Amtsgericht Barmbek, Grundbuch von Barm-

bek, Blatt 15131,
		  Gemarkung Barmbek, Flurstück 5994;
b)	 Amtsgericht Hamburg-Mitte, Wohnungsgrund-

buch von Ohlsdorf, Band 14, Blatt 470,
	 Gemarkung Ohlsdorf, Flurstück 444,
	 148/10000 Miteigentumsanteil am Grundstück 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im 
Erdgeschoss rechts belegenen Wohnung;

2.	 von der katholischen Kirchengemeinde Herz 
Jesu, Hamburg-Hamm:
a)	 Amtsgericht Hamburg St. Georg, Grundbuch 

von Hamm Geest, Blatt 3433,
	 Gemarkung Hamm Geest, Flurstücke 1788 und 

1789;
b)	 Amtsgericht Hamburg St. Georg, Grundbuch 

von Horn Geest, Band 46, Blatt 1520,
	 Gemarkung Horn Geest, Flurstück 1332.

Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Erbbaurechte, Wohnungs- und Teileigentumsrechte, 
Wohnungs- und Teilerbbaurechte.

III. Teil: Inkrafttreten
Das vorstehende Dekret und Gesetz treten am 16. 
Dezember 2019 in Kraft.
H a m b u r g, 22. November 2019

L. S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg 

Art.: 131

Dekret über die Amtszeiten der  
amtierenden Kirchenvorstände, Fachaus-

schüsse und Gemeindeteams in den  
Pfarreien St. Anna (Schwerin),  

St. Ansverus (Ahrensburg),  
St. Maria (Hamburg-Blankenese),  

Heiliger Martin (Elmshorn), Stella Maris 
(Flensburg) und St. Vicelin (Eutin)

Vom 2. Dezember 2019
§ 1 

Anwendungsbereich
Dieses Dekret gilt für die Pfarreien St. Anna (Schwe-
rin), St. Ansverus (Ahrensburg), St. Maria (Hamburg-
Blankenese), Heiliger Martin (Elmshorn), Stella Maris 
(Flensburg) und St. Vicelin (Eutin).

§ 2 
Verkürzung der Amtszeit der amtierenden Kir-

chenvorstände und Fachausschüsse
(1)	Hiermit wird die Amtszeit der amtierenden Or-

ganmitglieder in den Kirchenvorständen und 
Fachausschüssen gemäß § 6 Absatz 3 des Kirchen-
vermögensverwaltungsgesetzes für das Erzbistum 
Hamburg (KVVG) verkürzt und das Ende der 
Amtszeit auf den Ablauf des 22. November 2020 
festgesetzt. 

(2)	Gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 KVVG führen die Mit-
glieder der Kirchenvorstände ihr Amt bis zur nach 
der nächsten Wahl stattfindenden konstituierenden 
Sitzung des neuen Kirchenvorstandes fort. 

(3)	Gemäß § 6 Absatz 2 Satz 2 KVVG führen die 
Mitglieder der Fachausschüsse ihr Amt bis zur 
nach der nächsten Wahl des Kirchenvorstandes 
stattfindenden konstituierenden Sitzung der je-
weiligen Fachausschüsse fort. 

§ 3 
Feststellung über die Amtszeit von amtierenden 

Gemeindeteams.
(1)	Die Dauer der Amtszeit der amtierenden Gemein-

deteams in den Pfarreien St. Anna (Schwerin), 
St. Ansverus (Ahrensburg), St. Maria (Hamburg-
Blankenese), Heiliger Martin (Elmshorn), Stella 
Maris (Flensburg) und St. Vicelin (Eutin) ist im 
jeweiligen Dekret über die Ernennung von Per-
sonen zu Mitgliedern von Gemeindeteams bis zur 
nächsten durchzuführenden Wahl begrenzt wor-
den. Gemäß der Festlegung des Wahltermins auf 
den 22. November 2020 wird hiermit festgestellt, 
dass die Amtszeit der amtierenden Mitglieder in 
den Gemeindeteams mit Ablauf des 22. November 
2020 endet. 
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(2)	Nach Ablauf der Amtszeit nehmen die Mitglieder 
der Gemeindeteams gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 
des Statuts über pfarreiliche und gemeindliche 
Pastoralgremien im Erzbistum Hamburg (StatPG) 
ihre Aufgaben bis zur nach der nächsten Wahl 
stattfindenden konstituierenden Sitzung des Ge-
meindeteams wahr.

§ 4 
Feststellung über die Amtszeit von Beauftragten. 
Für die Gemeinde St. Laurentius (Glücksburg) ist kein 
Gemeindeteam zustande gekommen. Stattdessen sind 
zwei Personen zu Beauftragten ernannt worden, die 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben eines Gemeinde-
teams für die Gemeinde St. Laurentius (Glücksburg) 
betraut worden sind. Die Beauftragung erfolgte für 
die Dauer bis zur nächsten durchzuführenden Wahl. 
Gemäß der Festlegung des Wahltermins auf den 
22.  November  2020 wird hiermit festgestellt, dass 
die Amtszeit der Beauftragten mit Ablauf des 22. No-
vember 2020 endet. § 3 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 5 
Inkrafttreten

Dieses Dekret tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 
H a m b u r g, 2. Dezember 2019

L. S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg

Art.: 132

Festlegung des Wahltermins für die  
Wahlen zu den Kirchenvorständen sowie 

zu den Gemeindeteams in den katholischen 
Kirchengemeinden (Pfarreien) St. Anna 

(Schwerin), St. Ansverus (Ahrensburg), St. 
Maria (Hamburg-Blankenese),  

Heiliger Martin (Elmshorn), Stella Maris 
(Flensburg) und St. Vicelin (Eutin)

Als Wahltermin für die Wahlen zu den Kirchen-
vorständen und zu den Gemeindeteams in den ka-
tholischen Kirchengemeinden (Pfarreien) St. Anna 
(Schwerin), St. Ansverus (Ahrensburg), St.  Maria 
(Hamburg-Blankenese), Heiliger Martin (Elmshorn), 
Stella Maris (Flensburg) und St. Vicelin (Eutin) wird 
hiermit nach § 1 Absatz 3 des Gesetzes über die Beset-
zung der Verwaltungsorgane der Kirchengemeinden 
im Erzbistum Hamburg (VwOBG) sowie § 1 Absatz 
4 des Gesetzes über die Wahl der Gemeindeteams 
im Erzbistum Hamburg (GTWahlG) der 22. Novem-
ber 2020 festgelegt.
H a m b u r g, 2. Dezember 2019

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 133
Kirchliche Statistik – Erhebungsbogen  

für das Jahr 2019
Wie in den vergangenen Jahren steht den Pfarreien 
ab Anfang Januar 2020 wieder der Zugang zum 
Online-Erhebungsbogen im Meldewesenprogramm 
E-MIP zur Verfügung. Wie schon im letzten Jahr 
wird neben der Katholikenzahl wieder die Zahl der 
Kirchenaustritte automatisch aus dem Meldewesen 
generiert. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Herrn 
Uwe Möller vom Referat Meldewesen (040-24877-
420) oder (moeller@erzbistum-hamburg.de).
Es wird dringend darum gebeten, die Abgabefrist der 
Statistikdaten - spätestens zum 29. Februar 2020 - 
unbedingt einzuhalten. 
H a m b u r g, 9. Dezember 2019

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Personalchronik des Erzbistums Hamburg
Entwicklung Pastorale Räume 

Beauftragungen, Entpflichtungen

18. November 2019
M e y e r - S c h w i d e r s k i, Elisabeth; Gemein-

dereferentin mit dem Schwerpunkt „Katechese“ 
und „Stärkung von Kindern/Erwachsenen in 
kirchlichen Lebensbereichen“ der Pfarrei Heiliger 
Martin, Beselerstraße 6 in 25335 Elmshorn und 
Moderatorin für die Entwicklung des Pastoralen 
Raumes Dithmarschen – Steinburg; ab dem 22. 
Februar 2020: Entpflichtung von der Aufgabe der 
Moderation des Pastoralen Raumes Dithmarschen 
– Steinburg

Ernennungen, Beauftragungen, Entpflichtungen 
Ordinationen

November 2019
M e i k, Oliver; bisher: Pfarrer mit Freistellung für 

Promotionsarbeit; ab dem 1. November 2019 zusätz-
lich: priesterliche Dienste in der Pfarrei Propstei St. 
Anna, Klosterstraße 13 in 19053 Schwerin und in 
den Pfarreien Hl. Edith Stein in Ludwigslust sowie 
St. Joseph in Parchim

20. November 2019
K i e h n, Heiko; Pastor der Pfarrei Heiliger Martin, 

Beselerstraße 6 in 25335 Elmshorn; ab dem 1. 
Dezember 2019 zusätzlich: Diözesanpräses des 
Diözesan-Cäcilien-Verbandes im Erzbistum Ham-
burg (DCV)

26. November 2019
H o f f m a n n, Thomas; bisher: Pfarrer der Pfarreien 
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St. Maria – St. Joseph in Hamburg-Harburg und St. 
Bonifatius in Hamburg-Wilhelmsburg sowie Leiter 
der Entwicklung des Pastoralen Raumes Hamburg 
– Süd; ab dem 30.11.2019: Amtsverzicht

28. November 2019
K a m b a  SVD, Pater, Jacques; Pastor der Pfarreien 

St. Maria – St. Joseph in Hamburg-Harburg und St. 
Bonifatius in Hamburg-Wilhelmsburg; ab dem 1. 
Dezember 2019 zusätzlich für die Zeit der Vakanz: 
Pfarradministrator der Pfarreien St. Maria – St. 
Joseph in Hamburg-Harburg und St. Bonifatius in 
Hamburg-Wilhelmsburg sowie Leiter der Entwick-

lung des Pastoralen Raumes Hamburg – Süd

4. Dezember 2019
R i e d e l, Tobias; bisher: Diakon der Pfarrei St. 

Ansverus, Adolfstraße 1 in 22926 Ahrensburg und 
Mitarbeiter im Metropolitankapitel des Erzbistums 
Hamburg mit jeweils einem Stellenanteil von 50 %; 
ab dem 1. Dezember 2019: Diakon der Pfarrei St. 
Ansverus, Adolfstraße 1, 22926 Ahrensburg mit 
der Schwerpunktstelle „Diakonische Pastoral“ mit 
einem Stellenanteil von 70 % und Mitarbeiter im 
Metropolitankapitel des Erzbistums Hamburg mit 
einem Stellenanteil von 30 %
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Workshop Ökumenische Bibelwoche 
Unter dem Titel „Vergesst nicht …“ sind die Mate-
rialien zur Ökumenischen Bibelwoche 2019/2020 
erschienen. Im Mittelpunkt steht ein Buch des 
Alten Testaments, das vielen Menschen in der 
heutigen Zeit unbekannt und fremd ist: das 
Deuteronomium. Die Ökumenische Bibelwo-
che zeigt, dass das Deuteronomium viel mehr 
ist: ein „Evangelium“, das die leidenschaftliche 
Beziehung zwischen Gott und Mensch auf dem 
Herzen hat, ein Geschichtswerk, dass Identität 
für die Zukunft formuliert, und ein Text, der Ant-
worten auf die Fragen einer schnelllebigen und 
technologisierten Welt geben kann.
Der ökumenische Workshop gibt eine Einführung 
in das Buch Deuteronomium. Ausgewählte Texte 
der Bibelwoche werden vorgestellt und praxisnah 
erschlossen.
Termin:	 Freitag, 24.01.2020 von 16.30 bis  
	 20.30 Uhr
Ort:	 Café Elbfaire, Ökumenisches Forum  
	 Hafencity, Shanghaiallee 12, 20457  
	 Hamburg
Referent: 	 Wolfgang Baur, katholisches Bibel- 
	 werk e.V.
Leitung:	 Andreas Wandtke-Grohmann, Jens  
	 Ehebrecht-Zumsande
Kosten:	 20 € (incl. kleinem Imbiss)
Anmeldung bis zum 15. Januar: Erzbistum Ham- 
	 burg – Pastorale Dienstelle, Grund- 
	 lagenreferat Kirche in Beziehung,  
	 Bibelpastoral, Telefon 040 / 2 48 77- 
	 270, Mail: werbs@erzbistum-ham- 
	 burg.de
Veranstalter: Gemeindedienst der Nordkirche   
	 und Grundlagenreferat „Kirche in  Be- 
	 ziehung“ des Erzbistums Hamburg

Bibeltext zum Weltgebetstag
Der nächste ökumenische Weltgebetstag steht 
unter dem Motto „Steh auf und geh!“. Er stellt als 
Bibeltext eine Erzählung aus dem Johannese-
vangelium in den Mittelpunkt, in der Jesus einen 
Kranken auffordert: „Steh auf, nimm dein Bett 
und geh!“ 
Das Katholische Bibelwerk e.V. bietet zur Er-

schließung dieses Textes eine Publikation an, 
die neben einer kompakten Einführung in die 
Theologie des Johannesevangeliums durch den 
Neutestamentler Joachim Kügler zwei neue An-
sätze enthält. 
Die Religionswissenschaftlerin Kudzai Biri aus 
Simbabwe, dem Land, aus dem das weltweite 
Vorbereitungsmaterial für den Weltgebetstag 
2020 stammt, hat Frauen aus ihrem Land zu dem 
Bibeltext befragt. Das Ergebnis stellt sie zusam-
men mit einer Einführung in die Kirchenstrukturen 
Simbabwes in knapper Form vor. 
Und die in Graz lehrende Religionswissenschaft-
lerin Ulrike Bechmann legt mit den Ansätzen der 
„dis/ablility studies“ die Heilungserzählung so 
aus, dass auch die Perspektive von Menschen 
mit Beeinträchtigungen sichtbar wird.
Ulrike Bechmann und Joachim Kügler sind ein 
seit Jahren bewährtes Autorenteam, das meh-
rere Publikationen zu den jeweiligen Bibeltexten 
des Weltgebetstags erarbeitet hat. Diese 60- bis 
80-seitigen Hefte im DIN A5-Format sind so an-
gelegt, dass sie sich für verschiedene Formen 
der Arbeit mit Bibeltexten eignen und nicht nur 
für die Weltgebetstagsvorbereitung. Daher hält 
das Katholische Bibelwerk e.V. auch weiterhin 
die Hefte der Vorjahre auf Lager. Eine Übersicht 
findet sich auf der Webseite www.bibelwerk.de 
(Suchwort: Weltgebetstag), kann aber auch beim 
Verein Kath. Bibelwerk (Anschrift unten stehend) 
erfragt werden. 
Bibliografischer Hinweis: Ulrike Bechmann, Kud-
zai Biri, Joachim Kügler: Steh auf und geh!  Die 
Heilung eines kranken Menschen, Hrsg.: Kath. 
Bibelwerk e.V., Stuttgart 2019. 80 Seiten, Format 
DIN A5, ISBN 978-3-944766-97-3. 7,90 Euro. 
Das Heft kann über den Buchhandel bezogen 
oder direkt bestellt werden bei: Katholisches 
Bibelwerk e.V., Postfach 15 03 65, 70076 Stuttg-
art, bibelinfo@bibelwerk.de, Telefon 07 11 / 6 19 
20-50, Fax -77

Das Lied der Maria
Die Redaktion der Zeitschrift Bibel heute hat ein 
lange geplantes Heft zum Magnifikat, dem Lied 
der Maria aus dem Lukasevangelium, nicht in der 
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ursprünglich gedachten Form als »Weihnachts-
heft« umsetzen können. „Der Sprengstoff, der 
in diesem Lied der Maria liegt, war wieder zum 
Vorschein gekommen“, schreibt Redakteur Dieter 
Bauer im Editorial des Heftes. 
Im Blick auf die Diskussionen über Macht und 
Machtmissbrauch, die seit gut einem Jahr die 
katholische Kirche im deutschsprachigen Raum 
beschäftigen, habe man ein bunte Schar von Au-
torinnen und Autoren Vers für Vers um eine ganz 
persönliche Auslegung gebeten, erläutert Bauer. 
Hinzu kommen Zitate von Prominenten, die die 
Sprengkraft des Magnifikat betonen.
Außerdem wurden statt der sonst in der Zeit-
schrift verwendeten Farbfotos zahlreiche gemalte 
Porträts verwendet, die von einer der Mit-Initia-
torinnen der Bewegung „Maria 2.0“ stammen. 
Neben den Stimmen zum Magnifikat spricht ein 

Interview mit einer Benediktinerin in leitender 
Stellung die Aufbruchstimmung an, die in ihrer 
Gemeinschaft zu spüren ist. 
Bei allem Gegenwartsbezug wird in verschie-
denen Beiträgen trotzdem die Verankerung des 
Magnifikat in der alttestamentlichen Tradition zur 
Sprache gebracht. Und auch das Nachdenken 
über den kirchlichen Bereich hinaus auf das The-
ma Macht und Ungerechtigkeit, zum Beispiel bei 
der Verteilung des Reichtums in der Welt, kommt 
nicht zu kurz. 
Bezugsquellen: Die Zeitschrift „Bibel heute“ 
(ISSN 0006-0593) ist (als Abonnement oder Als 
Einzelheft auch in größerer Stückzahl) erhält-
lich bei: Katholisches Bibelwerk e.V., Postfach 
15 03 65, 70076 Stuttgart, E-Mail: bibelinfo@
bibelwerk.de, Telefon 07 11 / 6 19 20-50, Fax 
07 11 / 6 19 20-77
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